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Ihr Schreiben vom Ihr Zeichen Unser Zeichen (Bitte unbedingt angeben) 
  GT.....        

Planfeststellungsverfahren für den Neubau der B 64n - Ortsumgehung 

Herzebrock-Clarholz; 

Beteiligung der Öffentlichkeit durch Auslegung der Planunterlagen  

Bekanntmachung vom 4.11.2024 (Amtsblatt für den Regierungsbezirk 

Detmold v. 11.11.2024) 

Hier: Stellungnahme der anerkannten Naturschutzverbände  

          BUND NRW, LNU NRW, NABU NRW  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in dem oben genannten Planfeststellungsverfahren zum Neubau der B 64n 

werden namens und in Vollmacht der anerkannten Naturschutzverbände 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland NRW (BUND), 

Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt NRW (LNU) und 

Naturschutzbund Deutschland NRW (NABU) folgende Einwendungen 

geltend gemacht. 

1. Ablehnung des Neubaus der B 64n / Ortsumgehung 

Herzebrock-Clarholz  

Die beantragte Planfeststellung des Neubaus der B 64n Ortsumgehung 

Herzebrock-Clarholz wird abgelehnt, da für den Neubau der B 64 kein 

tatsächlicher Bedarf gegeben ist und der Bau der B 64n im Abschnitt 

Herzebrock-Clarholz zu massiven, nicht ausgleichbaren Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft führen würde. Die hohe Bedeutung der Bereiche, 

die im Bereich der geplanten Trasse liegen, an diese angrenzen oder 

zumindest im Einwirkungsbereich der geplanten B 64n liegen, für den 

Natur- und Landschaftsschutz wird insbesondere durch die im Regionalplan 

OWL als Bereich zum Schutz der Natur ausgewiesene Axtbachaue 

unterstrichen. 

Im Trassenbereich bzw. im Einwirkungsbereich der Straße befinden sich 

Lebensräume mit wichtiger Bedeutung für den Biotopverbund und den 

Biotop- und Artenschutz. Hierzu gehören unter anderem die Axtbachaue 

und die größeren Wälder südlich/südöstlich von Herzebrock sowie viele 

kleinere altholz- und höhlenreiche Waldbestände. Der Landschaftsraum hat 

eine wichtige Bedeutung für den Schutz der Biodiversität. Im Unter-
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suchungsraum der B 64n kommen nach den unvollständigen Kartierungen 

der Antragsunterlagen unter anderem 10 Fledermausarten, 101 Vogelarten 

und 7 Amphibienarten vor. Durch den Bau der B 64n kommt es zu 

erheblichen Eingriffen in Lebensräume zahlreicher Arten der Roten Listen 

der gefährdeten Tierarten in NRW, bei den Vögeln unter anderem Kiebitz, 

Feldlerche, Nachtigall, Steinkauz, bei den Amphibien der Kammmolch und 

mehrere Fledermausarten. 

Durch die B 64 n werden schutzwürdige Böden großflächig in Anspruch 

genommen und Funktionen von Oberflächengewässern und Grundwasser 

nachhaltig beeinträchtigt. Landschaftsräume mit einer besonderen 

Bedeutung für die landschaftsbezogene Erholung sowie kulturhistorisch 

wert-olle Landschaftsteile, insbesondere der Bereich um das 

Prämonstratenserkloster Clarholz , werden stark entwertet. 

2. Kritik am Bedarf / Planrechtfertigung 

Bundesverkehrswegeplan 

In ihrer Stellungnahme vom 2. Mai 2016 zum Entwurf des 

Bundesverkehrswegeplans BVWP 20230 haben die anerkannten 

Naturschutzverbände BUND NRW, LNU und NABU NRW die Streichung 

des Projektes „B64/B51-G10-NW-T5-N“ / B 64n OU Herzebrock-Clarholz 

gefordert. Die Forderung wird unter anderem begründet mit dem nicht 

gegeben verkehrlichen Bedarf aufgrund der geringen Bedeutung für den 

Fernverkehr und der zur Verbesserung der städtebaulichen Situation 

alternativ möglichen Verbesserungen in der Ortsdurchfahrt durch 

Umgestaltungsmaßnahmen. Verkehrspolitisch kritisiert wird der parallele 

Ausbau zur Bahntrecke Münster – Bielefeld. Gegen das Projekt werden die 

Beeinträchtigungen hoch schutzwürdiger Freiraumfunktionen geltend 

gemacht, so der Axtbachaue als Leitlinie des Vogelzuges und wichtiges 

Sammel- und Mausergebiet des Kiebitzes und Teil des landesweiten 

Biotopverbundes1, des Regionalen Grünzugs, der eine besondere 

Bedeutung für den Waldbiotopverbund besitzt,2 und die Vorkommen 

besonders geschützter Arten (Fledermäuse, Amphibien, Avifauna). Gegen 

das Projekt werden zudem das hohe Konfliktpotential mit dem 

Bodenschutz, da in größerem Umfang besonders schutzwürdige Böden 

(Stau- und Grundwasserböden, Plaggenesche) betroffen sind, und die 

hohe Bedeutung des betroffenen Freiraums für die landschaftsbezogene 

Erholung angeführt. 

Gegen die aus der Aufnahme des Projektes in den Bundesverkehrswege-

plan 2030 abgeleitete Planrechtfertigung bestehen erhebliche Bedenken, 

da der Bundesverkehrswegeplan erhebliche rechtliche und fachliche 

Mängel aufweist, die auch rechtlichen Verpflichtungen zum Klimaschutz 

und dem Schutz der Biodiversität entgegenstehen. Dem BVWP liegt ein 

falsches, weil straßenbauorientiertes Konzept zugrunde, das unökologische 

 

1 LANUV NRW: VB-DT-4015-0062 

2 LANUV NRW: VB-DT-4015-0051 
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und klimaschädliche Verkehrsströme fördert. Der BVWP-E verfehlt sogar 

die selbst gesetzten und dabei völlig unzureichen-den Umweltziele. Weitere 

Kritikpunkte sind die mangelnde Plausibilität der Verkehrsprognosen und 

des daraus abgeleiteten Investitionsbedarfs für Verkehrsinfrastruktur sowie 

eine unzureichende Alternativenbetrachtung (s. dazu im Detail in der 

Stellungnahme von BUND NRW, LNU, NABU NRW vom 2.5.20163). Das 

Umweltbundesamt stellt in seiner Stellungnahme vom 29.04.2026 zum 

Entwurf des BVWP 20304 fest: „Der Umweltbericht weist für den BVWP-

Entwurf im Ergebnis eine beinahe durchweg negative Um-weltbilanz aus. 

Dies trifft sowohl auf die Betrachtung des Gesamtplans, also die Summe 

aller Projekte des Vordringlichen Bedarfs-Engpassbe-seitigung (VB-E), des 

Vordringlichen Bedarfs (VB) und des Weiteren Bedarfs (WB) zu, als auch 

auf eine Teilbetrachtung der Summe des VB-E und VB. Bei 11 von 12 

Umweltkriterien wird das Ziel verfehlt oder sogar deutlich verfehlt.“ (UBA-

Stellungnahme, S. 2) Während die Schienen- und Wasserstraßenprojekte 

des vordringlichen Bedarfs in der Summe zu einer CO2-

Emissionsreduktion führen, verursacht die Summe der Straßen-projekte 

einen CO2-Emissionsanstieg. Alternativ zum Neubau von 

Ortsumgehungen sollte grundsätzlich ein stadtverträglicher Umbau der 

Ortsdurchfahrt als prioritäre Option der Problemlösung geprüft werden. Das 

UBA empfiehlt, die Auftragsverwaltungen für Straßenbau zunächst mit der 

Planung eines Umbaus der Ortsdurchfahrt zu beauftragen, bevor die 

Ortsumfahrung geplant wird.  

Durch im Jahr 2024 vorgenommene Bedarfsplanüberprüfung zum BVWP, 

bei der die Einzelprojekte nicht überprüft wurden, werden diese Bedenken 

nicht ausgeräumt.  

Zur Kritik am BVWP verweisen wir auf die Stellungnahme der Kanzlei 

Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 

19.01.2025. 

Das Projekt „B64/B51-G10-NW-T5-N“ / B 64n OU Herzebrock-Clarholz ist 

Teil des Gesamtprojektes „B64/B51-G10-NW“ / B 64 Münster - Rheda-

Wiedenbrück (B 481-A 2), das aus mehreren Ortsumgehungen und den 

Ausbau der B 51 von Telgte über Handorf nach Münster besteht. Der 

Ausbau der B 51 bei Münster/Telgte ist nach einem Urteil des OVG 

Münster in Frage gestellt, so dass die Realisierung des Gesamtprojektes 

fraglich und damit die Bedarfsrechtfertigung für den Neubau der B64n OU 

Herzebrock-Clarholz auch aus diesem Grund fraglich ist (s. hierzu im Detail 

in der Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin 

Dr. Roda Verheyen vom 19.01.2025). 

 

3 BUND NRW, LNU, NABU NRW: Stellungnahme zum Entwurf des Bundesministeriums für 

Verkehr und digitale Infrastruktur für einen Bundesverkehrswegeplan 2030, Stand März 2016, 

veröffentlicht unter: https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/naturschutzverbaende-nrw-

kritisieren-bundesverkehrswegeplanung-als-nicht-wegweisend.html 

4ttps://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/dokumente/stellungnahme_des_

umweltbundesamtes_zum_entwurf_des_bundesverkehrswegeplans_2030_mit_umweltbericht.p

df 

https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/naturschutzverbaende-nrw-kritisieren-bundesverkehrswegeplanung-als-nicht-wegweisend.html
https://www.lb-naturschutz-nrw.de/news/naturschutzverbaende-nrw-kritisieren-bundesverkehrswegeplanung-als-nicht-wegweisend.html
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Verkehrsgutachten 

Zur Kritik an dem Verkehrsgutachten verweisen wir im Übrigen auf die 

Einwendungen der Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ 

Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 19.01.2025 mit dem beigefügten 

Fachgutachten zum Verkehrsgutachten von RegioConsult und machen uns 

diese Einwendungen zu eigen. 

3. Widerspruch zu Zielen der Landes- und Regionalplanung 

Der Neubau der B 64n ist zum Teil unvereinbar mit landesplanerischen 

Zielen zum Freiraumschutz und zum landesweiten Biotopverbund. Er führt 

zu erheblichen Eingriffen in die Axtbachaue, die im 

Landesentwicklungsplan (LEP) NRW als Gebiet für den Schutz der Natur 

(GSN)5 dargestellt und planerisch gesichert ist. Die Planung widerspricht 

somit den Zielen des LEP NRW zur Sicherung und Entwicklung des 

landesweiten Biotopverbundes sowie zur Vermeidung vor 

Beeinträchtigungen (GSN, Ziele 7.2-2, 7.2-3). Im Regionalplan OWL ist die 

Axtbachaue als Bereich zum Schutz der Natur (BSN) als Vorranggebiet für 

den Naturschutz gesichert.  

Die im LEP (Ziel 7.2-3) und im Regionalplan OWL (Ziel F 11 Absatz 2) 

genannten Voraussetzungen, unter denen Nutzungen/Funktionen, die die 

Funktionen der GSN/BSN beeinträchtigen, zulässig sein können, sind im 

vorliegenden Fall nicht gegeben. Eine Ausnahme ist nur möglich, wenn die 

angestrebte Nutzung/Funktion nicht an anderer Stelle realisierbar ist, die 

Bedeutung der Gebiete dies zulässt und der Eingriff auf das unbedingt 

erforderliche Maß beschränkt wird.  

Mit einer Ausbau-/Umbauvariante in der bestehenden Ortsdurchfahrt ist 

zum einen eine umweltverträglichere Alternative gegeben, die ggf. auch 

eine nördliche Umgehung darstellen könnte (zur fehlenden Untersuchung 

einer Nordvariante im Rahmen von UVS/Linienbestimmung s. unter 4.1.5 

dieser Stellungnahme), zum anderen belegen die massiven, teilweise nicht 

ausgleichbaren Eingriffe insbesondere in die Axtbachaue, sowie die Zer-

störungen und Beeinträchtigungen von Habitaten besonders geschützter 

Arten, dass die Bedeutung des betroffenen Gebietes den Eingriff eben 

nicht zulässt. 

Der Regionalplan OWL benennt in Konkretisierung des Ziels 8.1-11 des 

LEP NRW (Öffentlicher Verkehr), nach dem das Schienennetz so 

leistungsfähig zu entwickeln ist, dass es die Funktion des Grundnetzes für 

den ÖPNV wahrnehmen kann, unter Ziel V7 „Leistungsfähige Entwicklung 

des Grundnetzes“ die Schienenstrecken des Grundnetzes im Planungs-

raum OWL, die in ihrer Funktion entsprechend leistungsfähig auszubauen 

sind. Dazu gehört auch die Strecke „Rheda-Wiedenbrück-Herzebrock-

Clarholz-(Münster)“. Mit den Zielen des Klimaschutzes und der 

 

5 GSN-0416 
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erforderlichen Verkehrswende ist ein paralleler Neubau der B 64n nicht zu 

vereinbaren. 

Da das Gesamtprojekt „B64/B51-G10-NW“ / B 64 Münster - Rheda-

Wiedenbrück (B 481-A 2)“ auch den Regierungsbezirks Münster betrifft, ist 

auf das Ziel 34.2 des Regionalplans Münsterland (2014) hinzuweisen: 

„Soweit notwendige verkehrliche Verbesserungen den Ausbau der 

Verkehrswege erforderlich machen, sollte dieser angesichts der knappen 

Flächen, aber auch wegen der verkehrlichen Belastungen von Mensch, 

Umwelt und Klima sowie begrenzter öffentlicher Mittel strikt 

bedarfsorientiert und nach Dringlichkeit erfolgen“. Nach diesem Ziel ist das 

vom Bedarf nicht mehr begründbare Neubauprojekt B64n auch 

raumordnerisch in Frage zu stellen. Zudem ist der bahnparallele Aus- und 

Neubau der B64 auch mit dem Ziel 34.3 des Regionalplans nicht zu 

vereinbaren, wonach die Anteile der relativ umweltverträglichen Massen-

verkehrsträger (Eisenbahn, Binnenschifffahrt und Öffentlicher Personen-

nahverkehr) an den gesamten Verkehrsleistungen weiter gesteigert werden 

müssen. 

Im Erläuterungsbericht (Unterlage 1), Kapitel 2.4.1 Ziele der Raumord-

nung / Landesplanung und Bauleitplanung, erfolgt eine unvollständige 

und teilweise fehlerhafte Darstellung der raumordnerischen Vorgaben. 

Es erfolgt keine Darstellung und Auseinandersetzung mit den landes- 

und regionalplanerischen Zielen und Grundsätzen, verwiesen wird 

zudem auf den nicht mehr rechtsgültigen Gebietsentwicklungsplan für 

den Regierungsbezirk Detmold, Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld, aus 

dem Jahr 2004. Für die regionalplanerischen Ziele ist allein der seit dem 

16.04.2024 wirksame Regionalplan OWL maßgeblich6.  

Im Regionalplan OWL (2024) gibt es – im Gegensatz zum Gebiets-

entwicklungsplan für den Regierungsbezirk Detmold/TA Oberbereich 

Bielefeld, Ziel 2 zu B.V., 1.1 Straßenverkehr – kein textliches Ziel zum 

Projekt B 64n/OU Herzebrock-Clarholz. Unter V1 „Sicherung des 

Straßennetzes“ wird die Sicherung des bedarfsgerechten Aus- und 

Neubaus des raumbedeutsamen Straßennetzes auf den nachfolgenden 

Planungsebenen als Ziel festgelegt. Einzelne Straßenplanungen werden 

nicht genannt. Die Naturschutzverbände halten jedoch die Bedarfsrecht-

fertigung zum Bau der B 64 n für nicht gegeben (s. unter 2. dieser 

Stellungnahme). Im Kapitel „Beschreibung des Planungsraums“ des 

Regionalplans wird die B 64 unter den für den Planungsraum 

bedeutendsten Bundesstraßen genannt (Kap. 2.2.7). Konkrete Aus- und 

Neubauplanungen werden jedoch nicht benannt. In den Erläuterungen 

des Regionalplans zum Straßenverkehr (Kapitel 7.1) wird auf den 

notwendigen Bau von Ortsumgehungen im Rahmen des Erhalts und 

Ausbau vorhandener Straßen im Sinne eines stabilen leistungsfähigen 

Straßennetzes in OWL hingewiesen. Weiter heißt es, dass durch den 

Bau von Ortsumgehungen der überörtliche Verkehr aus den 

Siedlungsbereichen geleitet und die Bevölkerung von den vielfältigen 

 

6 Vgl: https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-

3/dezernat-32/regionalplan-owl 
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Emissionen des motorisierten Individualverkehrs entlastet wird (S. 

250/251, textliche Festlegung Regionalplan OWL). Durch das Projekt 

der B 64n Ortsumgehung Herzebrock-Clarholz würde jedoch keine 

maßgebliche Entlastung der Ortsdurchfahrt erfolgen (s. unter 4.1.13 

dieser Stellungnahme). 

Der Regionalplan nimmt die Projekte der Bedarfspläne von Bund und 

Land als raumbedeutsame Straßenplanungen in die Regionalplanung 

als zeichnerische Darstellung auf, so auch die B 64n-Projekte des 

Bundesverkehrswegeplans. Diese nachrichtliche Übernahme kann 

jedoch keine regionalplanerische Qualität als Grundsatz oder Ziel beige-

messen werden, da keine raumordnerische Prüfung und Abwägung auf 

Ebene der Regionalplanung erfolgt ist. Die dargestellten Straßenbau-

planungen waren auch nicht Bestandteil der SUP zum Regionalplan. 

Ergänzend verweisen wir zum Thema Raumordnung/Landes-/ Regional-

planung auf die Einwendungen in der Stellungnahme der Kanzlei 

Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 

19.01.2025 einschließlich der „Fachgutachterliche Stellungnahme zum 

Variantenvergleich der Ortsumfahrung Herzebrock-Clarholz“ von 

RegioConsult  

4. Kritik an der UVP 

Die Unterlagen zur UVP befinden sich in der Unterlage U1 

„Erläuterungsbericht mit Umweltbericht“ und umfassen in Anlage 1 zum 

Erläuterungsbericht den UVP-Bericht sowie die Umweltverträglichkeits-

studie aus dem Jahr 1995.  

4.1 Umweltverträglichkeitsstudie (1995)  

4.1.1 UVS veraltet und nicht rechtssicher  

Die UVS wurde im August 1991 beauftragt und 1995 abgeschlossen. 

Damit ist diese ca. 30 Jahre alt und mit Blick auf das aktuelle UVPG völlig 

inakzeptabel. Nach § 16 UVP Absatz (5) muss der Bericht den gegenwär-

tigen Wissensstand und gegenwärtige Prüfmethoden berücksichtigen. Er 

muss Dritten die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem Umfang sie 

von den Umweltauswirkungen betroffen sein können. Da die Angaben nicht 

mehr aktuell sind oder sogar fehlen, ist eine nachvollziehbare Beurteilung 

nicht möglich. 

Die Forschungsgesellschaft für Straßenwesen weist in ihrer Publikation 

„UVP in der Straßenplanung“ vom 19.1.2016 darauf hin, dass zukünftig 

Aussagen enthalten sein müssen zur Abfallvermeidung, zu den Risiken 

schwerer Unfälle, zu den Auswirkungen auf das Klima und die Anfälligkeit 

in Bezug auf den Klimawandel aber auch wie die Umweltauswirkungen 

zukünftig überwacht werden sollen. Da diese Angaben fehlen, ist eine 

vollständige und umfassende Beurteilung nicht möglich. 

Zur UVS wurde eine systematische faunistische Kartierung ausgewählter 

Tiergruppen beauftragt, die sich aber in den beigefügten Unterlagen nicht 
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nachvollziehen und überprüfen lässt. Damit ist eine Beurteilung gemäß 

dem UVP-Gesetz nicht möglich. 

1. Die UVS von 1995 enthielt laut dem Erläuterungsbericht (Anlage 1, S. 12) 

ergänzend eine FFH-Grundlagenuntersuchung für das Gebiet der 

„Axtbachniederung“ und „Alte Eichen-(Hain) Buchenwälder Rheda – 

Wiedenbrück.. Auf Seite 17 des Erläuterungsberichts wird eine FFH-

Grundlagenuntersuchung im Rahmen der Linienfindung für die B 64n im 

Abschnitt Beelen / Herzebrock-Clarholz im Jahr 1999 vom Büro Landschaft 

+ Siedlung (Recklinghausen) genannt, in der festgestellt wurde, dass eine 

FFH - Würdigkeit des Untersuchungsgebiets unter Bezug potentiellen FFH 

- Gebiete „Axtbachniederung“ und „Alte Eichen (Hain) Buchenwälder 

Rheda-Wiedenbrück“ (damalige NRW – Vorschlagsliste) insgesamt wie 

auch für Teilbereich nicht vorhanden ist. Anhand dieser Angaben bleibt es 

unklar, zu welchem Zeitpunkt die FFH-Grundlagenuntersuchung vorlag. 

Unabhängig davon ist es aber ein Defizit der UVS von 1995, dass keine 

Angaben zu den gebietsschutz- und artenschutzrechtlichen Vorgaben der 

FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG vom 21. Mai 1992) und im 

Untersuchungsraum vorkommende FFH-Lebensraumtypen und Arten der 

Anhänge II und IV gemacht werden.  

Durch den Umweltbericht vom 30.09.2024 des Landesbetriebs Straßenbau 

NRW, RNL Ostwestfalen-Lippe, erfolgt eine Bewertung der Umweltaus-

wirkungen des zur Planfeststellung beantragten Neubaus der B 64n unter 

Verweis auf die Vorgaben des § 16 Absatz 1 UVPG. Dieses erfolgt auf 

Grundlage der Umweltverträglichkeitsstudie aus dem Jahr 1995, eine 

Aktualisierung wesentlicher und nach § 16 Abs. 1 UVPG vorzulegenden 

Angaben, insbesondere zu der nach § 16 Abs. 1 Nr. 6 UVP erforderlichen 

„Beschreibung der vernünftigen Alternativen, die für das Vorhaben und 

seine spezifischen Merkmale relevant und vom Vorhabenträger geprüft 

worden sind, und die Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene 

Wahl unter Berücksichtigung der jeweiligen Umweltauswirkungen“, erfolgt 

dabei nicht. So erfolgt in Kapitel 3 „Beschreibung der vernünftigen 

Alternativen“ lediglich eine Zusammenfassung der UVS sowie der hierzu 

erstellten Fachbeiträge „Natur und Landschaft“ sowie „bebaute Umwelt“. 

Die Beschreibung und Bewertung der Alternativen weist somit im 

Umweltbericht alle rechtlichen und fachlichen Mängel der UVS aus 1995 

auf (zum Umweltbericht siehe auch unter 4.2. dieser Stellungnahme). 

4.1.2 Schonung der Axtbachaue nicht erreicht 

In der UVS, S. 4 wird unter dem Schutzgut Wasserdargebot eine 

Trassierung empfohlen, die ortsnah ist, aber unter weitgehender Schonung 

der Axtbachaue verläuft. Einzuwenden ist, dass diese Vorgabe nicht 

erreicht und beachtet wurde, zumal das anfallende Oberflächenwasser mit 

Blick auf die Überschwemmungen im letzten Jahrzehnt erheblich 

zugenommen hat. 
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4.1.3 Arten- und Biotopschutz mit hohen und sehr hohen 

Beeinträchtigungsrisiken 

In der UVS, S. 5 wird ausgeführt, dass eine Ortsumgehung absehbar in 

allen Landschaftsteilen zu hohen und sehr hohen Beeinträchtigungsrisiken 

führt, insbesondere wird auf die Zerschneidung und Isolation von 

Lebensraumkomplexen bzw. Habitaten hingewiesen. 

4.1.4 Konfliktträchtigkeit erheblich 

In der UVS wird auf S. 6 und 7 auf die hohe bzw. sehr hohe Konfliktträchtig-

keit einer Neubauvariante verwiesen. Deshalb wird in der UVS, S.7 als Ziel 

formuliert:“ Der relativ konfliktärmste Korridor ist wesentlich durch einen - 

nachzuweisenden - erheblichen Entlastungseffekt (s. Verkehrsunter-

suchung) gekennzeichnet. Dieser erhebliche Entlastungseffekt wird nicht 

erreicht (siehe Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ 

Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 19.01.2025 mit der 

Verkehrsuntersuchung von RegioConsult als Anlage). Daher ist jede 

Freiraumvariante abzulehnen. 

Zudem wird als weitere Bedingung auf S. 7 eine „weitgehende Schonung 

von Überschwemmungsbereichen und Bachtälern“ formuliert. Diese 

Bedingung wurde im weiteren Verfahren bei der Trassierung nicht beachtet 

und nicht eingehalten. 

4.1.5 Nordumgehung nicht untersucht 

Auf S. 8 der UVS wird nur auf Varianten der Südumgehung hingewiesen, 

die untersucht werden sollen. 

Es ist ein erheblicher planerischer und rechtlicher Mangel der UVS, dass 

eine Nordumgehung nicht näher untersucht wurde, obwohl der Unter-

suchungsraum diese umfasst und in einigen Ausführungen der UVS auf 

Raumwiderstände bezogen auf eine Nordumgehung hingewiesen wurde. 

So wird auf Seite 24 der UVS-Korridore einer Nordtrasse angeführt, diese 

tauchen aber in der Variantenuntersuchung nicht mehr auf. 

RegioConsult7 hat hierzu wie folgt Stellung genommen: 

„Aus welchem Grund, die noch in der Verkehrsuntersuchung von IVV von 

1982 untersuchte Nordvariante ….ausgeschieden wurden, erschließt sich 

nicht. Dies gilt auch für die weiträumige Südumfahrung … Damals wurde 

auch ein kombinierte Nord-Südumfahrung für Herzebrock und Clarholz 

untersucht (Variante 3). Die empfohlene Variante von IVV war die 

durchgehende Südumgehung …. 

Die Gemeinde Herzebrock hat bis 2024 eine eigene Planung für eine 

teilweise Nordumgehung betrieben, in der zwischen der K 14 und dem 

Postweg vier Varianten (V1 bis V 4) untersucht und bewertet wurden. Auch 

 

7 RegioConsult: Fachgutachterliche Stellungnahme zum Variantenvergleich der Ortsumfahrung 

Herzebrock-Clarholz, Dezember 2024, s. Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ 

Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 19.01.2025 
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dies zeigt, dass eine nördliche Variante in der UVS hätte bearbeitet werden 

müssen. 

Somit ist die in der UVS aufgestellte These widerlegt, dass man im Norden 

keinen Trassenkorridor finden kann, in dem relativ konfliktarm trassiert 

werden kann... Konfliktärmere Bereiche zeigen sich tatsächlich 

insgesamt eher im Norden (ortsferne Lagen) als im Süden. 8 Einer der 

Nordkorridore drängt sich auf, da von dort direkt der Anschluss an die 

Nordumfahrung Rheda-Wiedenbrück hergestellt werden kann.“ 

4.1.6 Alle Neubauvarianten unverträglich 

Auf S. 9 der UVS wird dargelegt, dass alle Neubauvarianten unverträglich 

sind mit den Belangen der Schutzgüter Boden, Grundwasserdargebot und 

Arten- und Biotopschutz, die aktuelle Trasse zudem unverträglich mit dem 

Belang Oberflächenwasser und Verlust von Retentionsräumen des 

Axtbaches ist. Auf S. 32 wird ausgeführt, dass alle Neubauvarianten aus 

landschaftlicher Sicht als unverträglich zu bezeichnen sind. Diese 

Einschätzung der UVS wird ausdrücklich geteilt. Als Ergebnis der UVS ist 

jegliche Neubauvariante abzulehnen. 

4.1.7 Kulturhistorisch wertvolle Landschaftsteile betroffen 

Auf S. 10 der UVS wird behauptet, dass kulturlandschaftlich wertvolle 

Landschaftsteile nicht betroffen sind. Diese Aussage ist falsch – siehe 

Stellungnahme zur Kulturlandschaft (Prof. Meier, u.a. Klöster und 

Landschaft – das kulturräumliche Erbe der Orden, Münster 2010.  Unter VI. 

1  (Einwendung Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. Roda 

Verheyen vom 19.01.2025): Die vom Prämonstratenserkloster Clarholz 

(1133-1803) geprägte Kulturlandschaft beiderseits des Axtbachs.   

Ferner wird behauptet, dass umfangreiche Beeinträchtigungen der 

erholungsrelevanten Freiraumbelange unter die Erheblichkeitsschwelle 

gebracht werden können. Diese Aussage ist falsch, da allein schon wegen 

der verbleibenden Lärmbelastung im Süden vom Kloster in Clarholz oder 

südlich der Siedlung Pöppelkamp ohne ausreichende Lärmschutzmaß-

nahmen eine erhebliche Beeinträchtigung verbleibt. Die Lärmschutzwand 

müsste bis über das Kloster hinaus verlängert werden. 

4.1.8 Beeinträchtigungen des Neubaus nicht zu kompensieren 

In der UVS wird auf S. 13 ausgeführt, dass aus Sicht von Natur und 

Landschaft erhebliche Vorbehalte gegen einen Neubau bestehen und 

Beeinträchtigungen nicht zu kompensieren sind. Insofern ist aus Sicht der 

UVS ein Neubau abzulehnen. Aus Sicht von Natur und Landschaft wird 

eine ortsferne Variante bevorzugt, die aber nicht Gegenstand der aktuellen 

Planung ist. 

 

 

8 Vgl. Landschaft + Siedlung (1995): UVS, OU Herzebrock-Clarholz, FB Natur und Landschaft, 

S. 42 
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4.1.9 Anbindung Gewerbegebiet an die A2 

In der UVS wird auf S. 23 auf eine äußerst kritische Anbindung des 

Gewerbegebietes an die B64 hingewiesen. Diese Anbindung hat sich in der 

Zwischenzeit insgesamt verbessert, da eine direkte Anbindung an das 

Autobahnnetz über die Auffahrt Herzebrock-Clarholz an der A2 möglich ist. 

4.1.10 Verkehrsbelastung fraglich 

In der UVS, S.24 werden Verkehrsstarken von bis zu 17 000 Kfz auf der 

B64 angeführt. Dies ist aus heutiger Sicht in Frage zu stellen, s. 

Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. 

Roda Verheyen vom 19.01.2025 mit der Anlage „Verkehrsuntersuchung 

von RegioConsult“. Regio-Consult weist auf folgendes hin (S. 42-43): 

„Beim Vergleich der Zahlen der SVZ 2010, 2015 und 2021 zeigen sich 

erhebliche Rückgänge im Korridor zwischen Münster und Rheda-

Wiedenbrück, die die B 51 und die B 64 betreffen. Betrachtet man den 

Zeitraum von 2010 bis 2021, so ist festzustellen, dass auf allen Abschnitten 

der B 64 der Verkehr zwischen -17,4 bis -38,0 % abgenommen hat. Auf 

den Abschnitten der B 64 zwischen der Nordstraße in Clarholz bis zur L 

568 in Herzebrock ist das Verkehrsaufkommen um -25,6 bis 38,0 % 

zurückgegangen. Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 

Zahlen von 2021 durch die Corona-Pandemie beeinflusst sein können, ist 

von einem deutlichen Rückgang auszugehen.  

Betrachtet man die Entwicklung des Verkehrsaufkommens im Schwerver-

kehr so ist von 2010 bis 2021 auf den Abschnitten der B 64 ein Rückgang 

des Schwerverkehrsaufkommens zwischen -36,1 % und -51,4 % 

festzustellen. 

Die vorliegenden Analysezahlen von 2017/2018 der Verkehrsuntersuchung 

für Telgte/Warendorf, Beelen und Herzebrock-Clarholz sind zu hoch. Dies 

zeigt ein Vergleich mit den Ergebnissen der SVZ 2021, dass das 

Verkehrsaufkommen deutlich zurückgegangen ist. Denn seit dem Analyse-

fall sind auf dem gesamten Streckenabschnitt von Telgte bis Herzebrock 

Rückgänge von -16,8 % bis -49,9 % festzustellen.  

In Herzebrock-Clarholz sind Verkehrsrückgänge von -27,1 % bis -49,9 % 

zu verzeichnen. Das bedeutet, dass die Prognoseausgangsbasis von DTV 

VC zu hoch ist und in der Folge zu überhöhten Prognosezahlen führen 

musste.“ 

RegioConsult schlußfolgert daraus für den Prognosefall 

Bereits der Prognosebezugsfall 4, in dem alle verfügbaren Straßenbau-

projekte der Region im Untersuchungsraum berücksichtigt wurden, sodass 

ein Maximal-Szenario berechnet wurde, zeigt, dass eine überhöhte Prog-

nose vorliegt. Die Verkehrszunahmen von 3.000 bis 5.000 Kfz/24 im 

Vergleich zum Analysefall sind aufgrund der geplanten Taktverdoppelung 

im Schienenpersonenverkehr und der Bevölkerungsentwicklung nicht 

einmal ansatzweise nachvollziehbar.  
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Die Differenzen zwischen dem Prognosebezugsfall und der SVZ 2021 

betragen im Abschnitt zwischen Clarholz und Herzebrock zwischen 6.295 

und 10.241 Kfz/24h. 

Wenn man die Ergebnisse der SVZ 2021 mit dem Prognoseplanfall 1 

vergleicht, zeigen sich sehr starke Abweichungen, die erklärungsbedürftig 

sind. Hier soll es im Abschnitt zwischen Clarholz und Herzebrock zu 

Verkehrszunahmen zwischen 9.735 und 16.796 Kfz/24h kommen, dies 

entspricht 91-176 % Zuwachs. An den meisten Stellen liegt die Zunahme 

bei über 100%, was sehr unrealistisch ist.“ 

4.1.11 Variante zwischen Westhof und Kloster negativ 

Auf S. 25 der UVS wird die geplante Variante zwischen dem Hof 

Pavenstädt und dem Kloster negativ beurteilt. 

4.1.12 Planfälle nicht dargestellt 

In der UVS auf S. 27 werden Planfälle aufgeführt. Diese Planfälle sind nicht 

in diesem Zusammenhang dargestellt. 

4.1.13 Innerörtliche Entlastung nicht erreicht? 

Auf S. 30 der UVS wird eine innerörtliche Entlastung von mindestens ca. 

55-60% vorgegeben. Es ist fraglich, dass diese Entlastungseffekte erreicht 

werden – siehe Stellungnahme zur Verkehrsuntersuchung von 

RegioConsult, wonach nur 20-25% Durchgangsverkehr die B 64 belasten. 

4.1.14 Ortsnahe Variante für Clarholz kritisch 

Aus Sicht von Natur und Landschaft wird für Clarholz eine ortsfernere 

Variante empfohlen, letztendlich werden aus Sicht der Naturschutz-

verbände  alle Varianten abgelehnt. 

Fachbeitrag Natur und Landschaft 

Die folgenden Einwendungen und Anmerkungen beziehen sich auf den 

Fachbeitrag Natur und Landschaft, der zur UVS erstellt wurde. 

4.1.15 Untersuchungsraum beinhaltet auch eine Nordumgehung 

Im Fachbeitrag auf S. 9 beinhaltet der Untersuchungsraum der UVS auch 

Bereiche nördlich der Ortsteile, eine Variantenuntersuchung ist aber nicht 

erfolgt, ein erheblicher Mangel der UVS (s. auch unter 4.1.5). 

4.1.16 Tierwelterfassung nicht nachvollziehbar 

Im Fachbeitrag auf S. 23 wird auf eine Erfassung der Tierwelt im Jahr 1993 

hingewiesen. Es wird auf S. 24 auf gesonderte Gutachten und Karten 

hingewiesen, die den Planfeststellungsunterlagen nicht beigefügt sind. 

Insofern können die Ergebnisse nicht nachvollzogen werden, ein 

erheblicher Mangel. Darüber hinaus sind die Daten von 1993 veraltet. 
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4.1.17 Potentielle Amphibienaktionsräume 

Auf S. 25. des Fachbeitrages wird auf potentielle Amphibienaktionsräume 

hingewiesen. Diese sind in der entsprechenden Karte Nr. 5 nicht 

nachvollziehbar. 

4.1.18 Freiraumbezogene Erholungsräume durch Lärm belastet 

Auf S. 34 des Fachbeitrages werden Lärm-Belastungsstufen gebildet für 

freiraumbezogene Erholung. Danach sind bei einer Stufe von 50-59 

dB(A)=mittlere Verlärmung wesentliche Erholungsbereiche in Höhe Blinder 

Busch in Clarholz und südlich Pöppelkamp in Herzebrock durch Lärm stark 

belastet. Insofern stimmt das Fazit dazu auf S. 35 nicht, denn die oben 

genannten Bereiche sind nicht bereits mittel bis stark vorbelastet. Hinzu 

kommt die Südwestlage dieser Bereiche. 

4.1.19 Entwicklung der Axtbachaue wird verhindert 

Auf S.37 des Fachbeitrages werden die Entwicklungsmöglichkeiten für den 

Arten- und Biotopschutz aufgeführt, insbesondere auch der Auenbereiche. 

Die Renaturierung der Axtbachaue im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie 

wird durch die vorgelegte Planung verhindert, der aktuelle Verlauf wird 

festgeschrieben. Zudem ist ein weiterer Grunderwerb für Renaturierungs-

zwecke undenkbar. Aus diesem Grund ist eine Axtbachnahe Variante 

grundsätzlich abzulehnen. 

4.1.20 Schutzwürdige Böden nicht bewertet 

Auf S. 41 des Fachbeitrages werden Böden nur auf Grund der 

Bodenfruchtbarkeit bewertet, schutzwürdige Böden wie z.B. Plaggenesch 

wurden in der Bewertung nicht berücksichtigt. 

4.1.21 Oberflächengewässer hoch empfindlich gegen Schadstoffe 

Auf S. 43 des Fachbeitrages wird auf die hohe Empfindlichkeit des Grund-

wasserkörpers und der Oberflächengewässer hingewiesen gegenüber 

Gewässerverschmutzungen, aber daraus keine Planungsrelevanz 

gezogen. Trotz geplanter Vorklärung bleibt in den Auebereichen und 

ehemaligen Überschwemmungsgebieten ein erhebliches Konfliktpotential 

z.B. durch Reifenabrieb oder Unfälle mit auslaufenden Betriebsstoffen oder 

Löschwasser. 

4.1.22 Hohe Gesichertheit der Grundwasservorkommen fraglich 

Der Aussage in der UVS (S. 17), dass „infolge der hohen Grund-

wasserstände …in den Talbereichen von einer nur geringen, in den 

Kluftgesteinen der Oberkreide und in den Geschiebelehmen infolge einer 

höchstens mittleren Durchlässigkeit von einer insgesamt hohen 

Gesichertheit der Grundwasservorkommen gegenüber Stoffeinträgen 

auszugehen (ist)“ kann so allgemein nicht gefolgt werden. Dies betrifft z.B. 

Flugsandablagerungen oder sandige Terrassensande. Die 

Bodenverhältnisse können lokal stark variieren. 
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4.1.23 Folgen des Klimawandels nicht berücksichtig 

Auf S. 44 des Fachbeitrages wird die Empfindlichkeit im Hinblick auf Klima 

und Lufthygiene angesprochen. Die möglichen Folgen des Klimawandels 

z.B. durch Starkregen oder zusätzliche Trockenzeiten werden nicht 

berücksichtigt. 

4.1.24 Hohes bis sehr hohes Konfliktpotential beim Biotopschutz 

Auf S. 46 des Fachbeitrages wird auf ein hohes bis sehr hohes Konflikt-

potential sowohl in den ortsnahen Waldbeständen als auch in der 

gegliederten Agrarlandschaft und in den grundwassergeprägten Bachtälern 

und Niederungen verwiesen. Die geplante Trasse durchschneidet eben 

diese Konflikträume und ist deshalb abzulehnen. 

4.1.25 Landschaftsbild wird empfindlich gestört 

Auf S. 47 des Fachbeitrages wird die Empfindlichkeit des Landschafts-

bildes und des Kulturellen Erbes bewertet. Danach werden durch die hoch 

gelegte Trasse das Relief, gliedernde und belebende Landschaftselemente 

empfindlich gestört und zusammenhängende Landschaftsbilder und 

kulturhistorische Dokumente und Beziehungen erheblich beeinträchtigt. 

4.1.26  Essenzielle Erholungsbereiche werden empfindlich   

   beeinträchtigt 

Nach der Einschätzung im Fachbeitrag auf S. 48 werden Erholungsräume 

im 500 Meter Radius südlich Clarholz und südlich Herzebrock erheblich 

beeinträchtigt bei sehr hoher Empfindlichkeit. 

4.1.27 Kein konfliktarmer Korridor festzustellen 

Auf S. 52 des Fachbeitrages wird eine summarische Korridorbewertung 

vorgenommen. Danach ist kein konfliktarmer Korridor im Freiraum 

festzustellen. Die Konfliktträchtigkeit ist hoch bis sehr hoch bewertet. Die 

ortsnahen Waldbereiche, die überörtlichen Wegebeziehungen und 

Erlebnisbereiche sowie die Bachtäler werden auf Grund der Gesamt-

Empfindlichkeit als „Tabuzonen“ bezeichnet. Gerade in diesen Bereichen 

ist die geplante Trasse verortet und deshalb abzulehnen. 

4.1.28 Überschwemmungsbereiche werden umfangreich überbaut 

und gehen verloren 

Auf S. 72-74 des Fachbeitrages wird dieser Konflikt bewertet. Danach 

bewirken alle Neubauvarianten beim Grundwasser erhebliche nicht 

ausgleichbare Beeinträchtigungen. Darüber hinaus ist die geplante Trasse 

auf Grund des Verlustes bestehender und ehemals natürlicher (und damit 

entwicklungsfähiger) Hochwasserretentionsräume des Axtbaches (ca. 30-

40 ha) unvereinbar mit dem Aspekt Oberflächenwasser. Wirksame 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind hier nur von 

theoretischer Natur. 

Falsch ist die Schlussfolgerung, dass durch Entwurfsoptimierung oder 

Renaturierung ein Ausgleich geschaffen werden kann, zumal sich die 

Hochwassersituation in Clarholz durch den Axtbach in den letzten Jahren 
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erheblich verschärft hat (s. Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte 

Günther/ Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 19.01.2025). 

4.1.29 Schadstoffzunahme im Freiraum 

Auf S. 79 des Fachbeitrages wird festgestellt, dass eine erhebliche 

Schadstoffzunahme im relativ unbelasteten Freiraum südlich der 

Ortslagenangenommen wird. 

4.1.30  Beim Arten- und Biotopschutz sind alle Neubauvarianten  

   unverträglich und nicht ausgleichbar 

Auf S. 86 des Fachbeitrages wird festgestellt, dass alle Neubauvarianten 

nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen aufweisen und damit unverträglich 

sind. 

4.1.31 Erlebnisbereiche werden durch die Trasse erblich überprägt 

Auf S. 97 des Fachbeitrages ist die Überprägung von Erlebnisbereichen 

dargestellt. Danach sind durch die gewählte Variante mindestens circa       

100 ha der Erlebnisbereiche erheblich überprägt. Hinzukommt die 

zusätzliche Lärmbelastung entlang der Trasse auf erholungsrelevanten 

Wegen durch den Tageslärmpegel (siehe Karte Nr. 17). 

4.1.32  Alle Varianten verursachen erhebliche Zusatzbeeinträch- 

   tigungen 

Auf S. 103 des Fachbeitrages zeigt sich, dass jede Neubauvariante 

erhebliche Beeinträchtigungen verursacht, die in keinem Fall durch an 

anderer Stelle auftretende Entlastungen von Natur und Landschaft 

aufgewogen werden können. 

4.1.33 Erhebliche Vorbehalte gegen einen Neubau 

Auf S. 105 des Fachbeitrages wird im Fazit dargelegt, dass aus Sicht von 

Natur und Landschaft erhebliche Vorbehalte gegen einen Neubau 

bestehen, die nicht durch Ausgleichsmaßnahmen zu kompensieren sind. 

Insofern ist der Neubau abzulehnen. 

4.1.34 Karten im Anhang nicht lesbar 

Die zum Fachbeitrag zugehörigen Karten im Anhang wurden nur 

fotografiert und sind selbst bei Vergrößerung kaum lesbar. Daher ist eine 

fachkundige Beurteilung nicht möglich. 

Fazit: Es ist festzustellen, dass das Ergebnis der UVS, nach der wegen der 

zum Teil nicht ausgleichbaren erheblichen Beeinträchtigungen und der nur 

eingeschränkten Entlastungseffekte im Untersuchungsraum aus Sicht von 

Natur und Landschaft erhebliche Vorbehalte gegenüber einem Neubau 

bestehen, und der Prognose Null-Fall für alle Schutzgüter am günstigsten 

beurteilt wird, in der erfolgten Linienbestimmung und der jetzt beantragten 

Planfeststellung nicht berücksichtigt wird.  
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4.2 Umweltbericht (2024) 

Im Umweltbericht vom 30.09.2024 des Landesbetriebs Straßenbau NRW, 

RNL Ostwestfalen-Lippe erfolgte eine Bewertung der Umweltauswirkungen 

des zur Planfeststellung beantragten Neubaus der B 64n unter Verweis auf 

die Vorgaben des § 16 Absatz 1 UVPG. In diesem werden die unter 5.1 

dieser Stellungnahme kritisierten Mängel der Umweltverträglichkeitsstudie 

aus dem Jahr 1995 nicht behoben. 

Ein wesentlicher Bestandteil der nach § 16 Abs. 1 UVPG im Umweltbericht 

vorzulegenden Angaben ist nach § 16 Abs. 1 Nr. 6 UVP die „Beschreibung 

der vernünftigen Alternativen, die für das Vorhaben und seine spezifischen 

Merkmale relevant und vom Vorhabenträger geprüft worden sind, und die 

Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Umweltauswirkungen“. Dieses erfolgt 

ausschließlich auf Grundlage einer zusammenfassenden Darstellung der 

Ergebnisse der UVS (1995) sowie der hierzu erstellten Fachbeiträge „Natur 

und Landschaft“ sowie „bebaute Umwelt“ und damit auf einer Grundlage, 

die nicht der in § 16 Absatz 5 UVPG geforderten Berücksichtigung des 

gegenwärtigen Wissensstandes und der gegenwärtigen Prüfmethoden 

entspricht. Auch die rechtlichen Anforderungen aus dem UVPG selbst, so 

wurde zwischenzeitlich das Schutzgut „Fläche“ neu aufgenommen, und 

aus geänderten /neuen gesetzlichen Vorgaben (u.a. UVPG / 

Klimaschutzgesetz) bleiben somit unberücksichtigt. Die Auffassung des 

Landesbetriebs Straßenbau, dass „mit der UVS von 1995 …die 

Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG 

genannten Schutzgüter umfassend ermittelt, beschrieben und bewertet 

(wurden)“ (Erläuterungsbericht, S. 12), teilen die Naturschutzverbände 

nicht. Sie halten vielmehr eine Ergänzung des UVP-Berichts für 

erforderlich, die die Ermittlung und Bewertung aller erheblichen 

Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter auf Grundlage aktueller 

Planungsgrundlagen, Daten und gesetzlicher Anforderungen umfasst. 

Dieses muss auch die nach § 16 Abs. 1 UVPG geforderte Beschreibung 

und Bewertung der vernünftigen Alternativen umfassen. Die Alternativen 

sind dabei gegenüber der UVS 1995 zu erweitern (s. dazu unter 4.1.5). 

Zumindest sind die Angaben der UVS aus dem Jahr 1995 hinsichtlich des 

neu aufgenommenen Schutzgutes „Fläche“ sowie der Auswirkungen auf 

den Klimaschutz und die Biodiversität/Biotopverbund inclusive einer 

Alternativenbewertung neu zu bewerten. Dieses ist auch mit zumutbarem 

Aufwand möglich.  

Ohne eine solche Ergänzung kann der Umweltbericht nach Auffassung der 

Naturschutzverbände seine Funktion, das im Hinblick auf die möglichen 

Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens relevante Abwägungs-

material für die planfeststellerische Abwägungsentscheidung zu ermitteln, 

nicht erfüllen. 

Zu den erforderlichen Ergänzungen der UVP gehört auch ein 

Hydrogeologischer Fachbericht, in dem die Grundwasser-Verhältnisse vor 

Ort und die Auswirkungen der Bau- und Betriebsphase der B 64n auf das 

Grundwasser beschrieben werden. Welche Auswirkungen auf das Grund-
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wasser, die Grundwasser-Hydraulik ergeben sich durch die Gewässerver-

legungen? Angaben zum Grundwasser-Monitoring fehlen. Die 

Ausführungen in den Antrags-Unterlagen v.a. in U 18-5 Fachbeitrag zur 

Wasserrahmenrichtlinie reichen dazu nicht aus (zur Kritik am Fachbeitrag 

zur Wasserrahmenrichtlinie s. unter 8. dieser Stellungnahme). Im Kap. 

5.9.2. „Nutzung natürlicher Ressourcen“ des UVP-Berichts fehlt eine 

Aussage zum Grundwasser, ebenso im Kap. 6.1 Maßnahmen zur 

Vermeidung und Verminderung. 

Auch in Kapitel 4 „Beschreibung und Bewertung der Umwelt“ des 

Umweltberichts wird hinsichtlich der Auswirkungen des Vorhabens auf die 

in § 2 Absatz 1 und 2 UVPG genannten Schutzgüter auf die UVS aus dem 

Jahr 1995 sowie den Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) – 

Unterlage 9 bzw. 19 (Artenschutzfachbeitrag) – verwiesen, in dem die 

Auswirkungen der vorliegenden Baumaßnahme näher ermittelt und 

beschrieben seien (UVP-Bericht, S. 13). Aufgrund der Defizite bzw. der 

fehlenden Aktualität bei der Bestandsaufnahme zum Naturhaushalt. 

Insbesondere von Arten (s. unter 6.2.1, 6.2.2., 6.2.3 dieser Stellungnahme) 

kann der LBP den durch den veralteten Sachstand der UVS gegebenen 

Mangel nicht beheben.  

Zudem wird auch in diesem Kapitel des UVP-Berichts auf die nicht mehr 

aktuellen Bewertungsgrundlagen der UVS zurückgegriffen. So erfolgt die 

Bewertung der schutzgutbezogenen Wechselwirkungen auf Grundlage 

einer Bewertung aus der UVS, in der aber das Schutzgut „Fläche“ nicht 

berücksichtigt ist (vgl. Umweltbericht, Tab. 1, S. 18/19). 

Nach § 16 Abs. 1 Nr. 5 enthält der Umweltbericht eine Beschreibung der zu 

erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens. Bei der 

Darstellung der Umweltauswirkungen muss der Vorhabenträger den 

Umweltschutzzielen Rechnung tragen, die nach den Rechtsvorschriften, 

einschließlich verbindlicher planerischer Vorgaben (z.B. Ziele der 

Raumordnung) maßgebend für die Zulassungsentscheidung sind. Die im 

Einzelfall herangezogenen Umweltschutzziele sind dabei zu benennen,9 

Die in Kapitel 5 „Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen“ des 

Umweltberichts erfolgten Angaben genügen nicht diesen Anforderungen, 

da die genannten rechtlichen Vorgaben teilweise unvollständig sind, 

teilweise werden gar keine rechtlichen Normen (Schutzgüter Boden, 

Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Güter) genannt werden. 

Vollkommen unberücksichtigt bleiben weitere Zielvorgaben, die zwar keine 

unmittelbare rechtliche Wirkung entfalten, aber auf eine Sicherung oder 

Verbesserung des Zustands der Umwelt ausgerichtet sind, wie 

beispielsweise die Biodiversitätsstrategien von EU, Bund und Land (ebd., 

S., 12). 

 

 

 

9 Vgl. dazu: Anlag 4 zum UVPG und Gesetzesbegründung in Bundesrat Drucksache 164/17 

vom 17.02.2017 
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Diese Mängel werden für einige der Schutzgüter beispielshaft benannt: 

- Zum Schutzgut Menschen, insbesondere menschliche 

Gesundheit“ wird auf „die gesetzlichen Standards des BImSchG 

sowie der 16., 22. und 33. BImSchV verwiesen“ (UVP-Bericht, S. 

21). Es bleibt unklar, welche Normen des BImSchG tatsächlich 

hier herangezogen wurden. Die Verweise auf die 22. und 33. 

BImSchV sind fehlerhaft, da die „Verordnung über Immissions-

werte für Schadstoffe in der Luft“ (22. BImSchV) und die 

„Verordnung zur Verminderung von Sommersmog, Versauerung 

und Nährstoffeinträgen (33. BImschV) bereits seit 2010 aufge-

hoben sind. Heranzuziehen wäre stattdessen die 39. BImSchV 

„Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchst-

mengen“. Es fehlen weiterhin die EU-Richtlinien 2002/49/EG 

(Umgebungslärmrichtlinie)  und 2008/50/EG (Luftqualität), die TA 

Lärm, die Vorgaben des Raumordnungsrechts aus den 

Grundsätzen des § 2 Absatz 2 ROG, den Zielen/Grundsätzen des 

LEP NRW (u.a. G 7.1-1, Z 7.1-5, G 7.1-8) und des Regionalplans 

OWL (u.a. Z F6, G F18) sowie hinsichtlich der Erholungsfunktion 

die rechtlichen Vorgaben zur Sicherung und Entwicklung der 

Erholungsfunktionen von Natur und Landschaft des § 1 

BNatSchG.  

- Zum Schutzgut „Tiere/Pflanzen und biologische Vielfalt“ werden im 

UVP-Bericht nur die unmittelbar für den europäischen Gebiets- 

und Artenschutz heranzuziehenden Rechtsnormen (FFH-RL, V-RL 

und § 44, 45 BNatSchG genannt. Es fehlen damit maßgebliche 

Vorschiften, so die raumordnungsrechtlichen Vorgaben aus dem § 

2 Abs. 2 ROG, des LEP NRW und dem Regionalplan OWL 

(zugleich auch Landschaftsrahmenplan), die §§ 1, 23, 24, 26, 29 

30, 32, 33 BNatSchG. Heranzuziehen sind unseres Erachtens 

auch die Vorgaben aus den Biodiversitätsstrategien von Bund und 

Land NRW. 

- Zum Schutzgut „Fläche“ werden gar keine rechtlichen Normen 

benannt. In jedem Fall sind hier zu beachten die Grundsätze der 

Raumordnung aus dem Raumordnungsgesetz zur Verringerung 

der erstmaligen Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- 

und Verkehrszwecke (§ 2 Absatz 2 Nr. 6 Satz 3 ROG) sowie dem 

LEP NRW (Grundsatz 6.1-2).  Zu berücksichtigen sind auch die 

Zielsetzungen der Biodiversitätsstrategie NRW) und der 

Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie zur Reduzierung des 

Flächenverbrauchs.  

- Zum Schutzgut Klima und Luft erfolgt der Verweis auf die zu 

berücksichtigenden Ziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes. Es 

fehlen das Klimaschutzgesetz NRW (§ 3) und das Pariser Klima-

schutzabkommen. 

-  
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Keine Berücksichtigung der aktuellen gesetzlichen Anforderungen 

zum Klimaschutz in der Linienbestimmung 

Die Ziele und der Zweck des Klimaschutzgesetzes sind auch bei 

Straßenbauvorhaben zu berücksichtigen. Dies gilt für alle Ebenen der 

gestuften Straßenplanung. Sie sind jeweils in die Abwägung als öffentlicher 

Belang einzustellen. Dabei sind sie laut den Hinweisen des BMDV zur 

Berücksichtigung der großräumigen Klimawirkungen in der Vorhabenzu-

lassung10 auf Vermeidung und Minderung der THG-Emissionen ausge-

richtet. 

Die Alternativenprüfung in der Linienfindung trägt durch den Vergleich der 

Varianten mit großräumiger Betrachtung in wesentlichem Maß dazu bei, 

dem Verminderungs- und Vermeidungsansatz gerecht zu werden. Von den 

drei zu prüfenden Kriterien kann hier insbesondere der Vergleich der 

Treibhausgasbilanz des Verkehrs (Kriterium “Verkehrsbedingte THG-

Emissionen“) auf der Straße pro Variante zu großen Vermeidungseffekten 

führen, da hier die Möglichkeiten zur Einflussnahme auf den wesentlichen 

Parameter Verkehrsleistung (gefahrene km) insbesondere durch die 

Veränderung der Streckenlänge bzw. der Längsneigung, aber auch durch 

den ev. Beitrag zur Stauvermeidung und Verkehrsflussverbesserung 

besteht. Auch wird durch die Festlegung von Bauwerken wie Brücken und 

Tunneln, die in der Linienbestimmung festgelegt werden, das Kriterium 

„THG-Lebenszyklusemissionen“ (Bau, Erhalt und Betrieb der Straße) 

maßgeblich auf dieser Planungsebene bestimmt. Dieses Kriterium wird 

aber maßgeblich erst in der Ausführungsplanung bestimmt und das 

anteilsmäßige Verhältnis dieser beiden Kriterien in Bezug auf die 

Gesamtemission des Sektors Straße beträgt ca. 80-90 % 

(Verkehrsbedingte THG)  zu 5-15 % (THG-Lebenszyklusemissionen) (Balla 

et. al 2022, S. 419)11. Das Kriterium „Landnutzungsbedingte THG-

Emissionen“ muss zwingend auf dieser Planungsebene schon dazu führen, 

dass großräumig Alternativen zur Inanspruchnahme von Böden und 

Biotopen mit Funktionen als THG-Speicher oder -Senke ermittelt und in der 

Abwägung eingestellt werden. 

Daher fordern die Naturschutzverbände, dass die Variantenprüfung der 

Linienbestimmung hinsichtlich dieser Aspekte erneut durchgeführt wird. 

Angesichts der Bedeutung des Klimaschutzes als grundlegendes Element 

der Daseinsvorsorge sollte diese Option zur grundlegenden Optimierung 

einer langfristig bestehenden Infrastruktur genutzt werden. 

 

 

10 ARL Straßenbau Nr. 03/2023 Sachgebiet 12.0: Umweltschutz, Allgemeines: Betreff: Hinweise 

zur Berücksichtigung der großräumigen Klimawirkungen in der Vorhabenzulassung. BMDV 

11 Stefan Balla, Sven Reiter, Grischa Löwe, Fanny Mundt und Florian Gans (2022): Klimawandel 

und Straßen – Integration einer Treibhausgasbilanz in die Neu- und Ausbauplanung? Natur und 

Landschaft 97. Jahrgang, Ausgabe 9/10, Kohlhammer. 
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Berücksichtigung der zu prüfenden Aspekte zur Treibhausgasbilanz 

in der Planfeststellung 

Laut der BMDV-Hinweise sind für jedes Neubau- und Ausbauvorhaben 

zwingend Aussagen zu dessen Auswirkungen auf die Klimaschutzziele 

nach KSG zu treffen und die Darstellung dazu muss vollständig, 

übersichtlich und nachvollziehbar aufbereitet werden. Dazu sind die 

Auswirkungen auf die drei Bewertungskriterien (s.o.) sowohl im negativen 

als auch im positiven darzustellen und Vermeidungs- und Minderungs-

möglichkeiten auszuschöpfen. Diesen Ansprüchen genügen die vorliegen-

den Ausführungen im UVP-Bericht in keiner Weise. Es kann nicht nachvoll-

zogen werden, inwieweit in Bezug auf die THG-Bilanz Alternativen geprüft 

wurden und „im Rahmen der Möglichkeiten angewendet“ wurden (UVP-

Bericht, S. 32), eine Erläuterung dieser Prüfung findet sich nicht. 

Außerdem können für die weitere Ausführungsplanung Hinweise gegeben 

werden, die sich bspw. auf Baustoffe hinsichtlich der Ausstattungselemen-

te, der Recyclingquote oder die Wiederverwendung von mineralischen 

Baustoffen/von Oberbodenmaterial beziehen. Diese Möglichkeit wird auch 

in den Unterlagen dargestellt, es wird aber kein Gebrauch davon gemacht. 

Zu den einzelnen Kriterien: 

• THG-Lebenszyklusemissionen: 

Die Feststellung, dass diese Emissionen bezogen auf die 

Gesamtbelastung bzw. die Zielerreichung im Sektor „Industrie“ einen 

äußerst geringen nachteiligen Beitrag haben, folgt zwar der Vorgabe der 

BMDV-Hinweise zur Bewertung der Auswirkungen der mit dem Vorhaben 

verbundenen THG-Bilanz. Allerdings besteht trotzdem das Erfordernis, die 

auf dieser Planebene verursachten Auswirkungen vollständig zu benennen 

und darzustellen. So sind die m²-bezogenen CO2-Äquivalente für die 

Planstrecke konkret darzustellen. Dies erfolgt auch nach vorgegebenem 

Berechnungsweg. Allerdings kann die dem folgende Feststellung, dass der 

nachteilige Beitrag auf die Gesamtbelastung äußerst gering ist, nicht 

ausreichen, um der Intention des KSG gerecht zu werden.  

Es sind auch Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen darzustellen, die 

an dieser Stelle sinnvollerweise eingebracht werden können. Dies betrifft 

laut den BDMV-Hinweisen bspw. mögliche Varianten für Nebenbauten 

oder für eine naturverträgliche Gestaltung von Entwässerungsanlagen. 

Auch die Verfügbarkeit von THG-emissionsarmen Technologien für 

einzelne Bereiche des Baus und des Betriebs kann auf dieser Ebene 

geprüft werden (Balla et al. 2022: S. 419). 

Darauf aufbauend sollten hier Hinweise für die nachfolgende 

Planungsebene erfolgen, s. auch oben. 

• Verkehrsbedingte THG-Emissionen 

Eine Betrachtung wie in den BMDV-Hinweisen vorgegeben erfolgt nicht. Es 

liegt eine Verkehrsuntersuchung vor, anhand derer die Auswirkungen 

konkret in CO2-Äquivalenten angegeben werden können und müssen. Es 

ist die Differenz zwischen dem Prognose-Null-Fall und und dem Prognose-
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Plan-Fall als Nettoeffekt zu berechnen. Dabei ist zu unterscheiden 

zwischen den Antrieben (Otto/Diesel, Gasantrieb, Elektroantrieb). Hierbei 

können/müssen auf dieser Ebene mögliche Vermeidungs-/ Verminderungs-

Varianten geprüft werden zur 

- Planungsverbesserung (z.B. Verkehrsvermeidung, Verflüssigung 

des Verkehrs), 

- Ausführungsvarianten (z.B. Länge, Längsneigungen, möglichst 

planfreie Streckenabschnitte) 

- Beeinflussung des Verkehrsgeschehens (z.B. Geschwindigkeits-

beschränkungen, intelligente Verkehrssysteme). 

Hier sind auch positive Effekte auf die Verminderung der THG-Emissionen 

im Zuge der Verminderung von Verkehr zu berücksichtigen. Nur so kann 

eine Feststellung dahingehend erfolgen, ob das Vorhaben 

emissionserhöhend, klimaneutral oder sogar emissionsvermindernd wirkt 

gegenüber dem Prognose-Null-Fall wirkt. 

Das reine Abstellen auf die allgemeine Entwicklung im Fahrzeugbau, der 

Kraftstoffentwicklung und Preisentwicklungen etc. mit zukünftigen 

Verbesserungsmöglichkeiten im Hinblick auf die THG-Bilanz sowie der 

allgemeine Hinweis auf Stauvermeidung und Entlastung des 

untergeordneten Straßen- und Wegenetzes ist hier nicht ausreichend. 

• Landnutzungsbedingte THG-Emissionen 

Für die Darstellung der diesbezüglichen Betroffenheiten wird in den BMDV-

Hinweisen auf die Eingriffsregelung und insbesondere auch auf den hier 

ebenfalls anzuwenden Fokus auf der Vermeidung und Verminderung 

hingewiesen. Die Biotoptypenaufstellung und Darstellung der 

vorkommenden Bodentypen aus der Eingriffsregelung bilden auch die 

Grundlage für die Darstellungen und Bewertung dieses Kriteriums. In 

Bezug auf die THG-Relevanz geht es um Böden und Biotope, die als CO2-

Speicher und -Senken wirken. Zu den relevanten Böden gehören Moore 

und Anmoore, aber auch bestimmte Mineralböden (mit terrestrischen 

Feuchtgebieten, Grünland im engeren Sinne). Außerdem spielen Gehölze/ 

Wald eine entscheidende Rolle als Netto-Kohlenstoffsenke. Die 

Bilanzierung von konkreten CO2-Äquvalenten ist hier nicht anvisiert (s. 

BMDV-Hinweise). Trotzdem sind die relevanten Biotoptypen und 

Bodentypen aufzuführen und in der Bilanzierung in der Eingriffsregelung im 

Hinblick auf einen wirksamen Ausgleich zu berücksichtigen. Hier sind ggf. 

auch eigenständige Maßnahmen im Sinne der THG-Reduzierung wie 

Wiedervernässung oder die Umwandlung von Acker- in Grünland 

vorzusehen. Für Wald und Gehölze ist die Wiederbewaldung bzw. Ersatz 

von Gehölzen, Sukzession vorzusehen. Diese Maßnahmen sind dabei so 

zu bemessen, „dass die geleistete Einsparung an organischem Kohlenstoff 
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annähernd der durch den Eingriff verursachten Beeinträchtigung 

entspricht“12. 

Diese Auseinandersetzung ist in den vorliegenden Unterlagen nicht erfolgt.  

Es fehlt eine Aufstellung der in Bezug auf die THG-Relevanz 

vorkommenden Bodentypen, hier wären die Grünlandbereiche in den Blick 

zu nehmen. Außerdem fehlt auch eine Auseinandersetzung mit den 

Biotoptypen Wald und Gehölze betreffend, die laut dem Bestands- und 

Konfliktplan in größerem Ausmaß betroffen sind. Eine Betrachtung und 

Bewertung im Hinblick auf die THG-Relevanz wird auch in der Unterlage 

zum LBP nicht vorgenommen.  

Der Hinweis auf die Möglichkeit der Optimierung der THG-Bilanz durch 

„besonders wirksame Kompensationsmaßnahmen“ und der allgemeine 

Verweis auf Ausgleichspflanzungen und Entsiegelungsmaßnahmen reicht 

hier nicht aus. Der diesbezüglich sehr oberflächliche Satzbaustein zur 

Inanspruchnahme klimarelevanter Biotoptypen auf S. 31 des 

Erläuterungsberichtes wurde nicht vervollständigt, die ha-Zahlen fehlen.  

Die auf dieser Grundalge getroffene Einschätzung des annähernden 

Ausgleichs oder einer sogar positiven THG-Bilanz (S. 31 Erläuterungs-

bericht) kann dementsprechend nicht tragen.  

Zur Kritik an der UVP und der Variantenwahl verwiesen wir ergänzend auf 

die Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. 

Roda Verheyen vom 19.01.2025 

5. Gewässerschutz 

Hausbrunnen 

In den Unterlagen fehlen Ausführungen zur Lage und ggf. Betroffenheit von 

evtl. vorhandenen Hausbrunnen, gewerblichen Brunnen und auch 

Weidebrunnen. Die wasserwirtschaftlichen Forderungen aufgrund des 

EUGH-Urteils vom 28.05.2020 (C-535/18,;13) zur geplanten B 61n OU 

Bielefeld-Ummeln werden in den Unterlagen nicht aufgegriffen/berück-

sichtigt. Die entsprechenden Informationen sind Straßen NRW, Regional-

niederlassung OWL Bielefeld bekannt. 

Rückhalteräume  

Die Ausgestaltung von Rückhalteräumen hinsichtlich des Untergrundes 

und der dort vorhanden Grundwasserstände bleibt unklar. Der GW-Spiegel 

steht z.T. sehr hoch an. Bei dem im Erläuterungsbericht genannten 

Bohrungen liegen diese zwischen 0,90 m und 2,80 m. Es muss auf jeden 

Fall durch bauliche Maßnahmen vermieden werden, dass sich ggf. durch 

 

12 BMDV-Hinweise unter Bezugnahme auf „Handreichung BKompV (S. 80)“: Handreichung zum 

Vollzug der Bundeskompensationsverordnung November 2021, BfN & BMU 2021, 

https://www.bfn.de/sites/default/files/2021-11/Handreichung%20zur%20BKompV.pdf  

13 s. z.B. EUWID, 9.6.2020, 23, Heft 24.2020, S. 1-2, Fundstelle: 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=226864&pageIndex=0&doclan

g=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=22585184) 

https://www.bfn.de/sites/default/files/2021-11/Handreichung%20zur%20BKompV.pdf
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den Straßenverkehr verunreinigtes Niederschlagswasser mit dem 

Grundwasser vermischen kann. Entsprechende Stoffe sind in der 

Unterlage 18-5, S. 57 aufgeführt wir PAK, Schwermetalle und Chlorid. Die 

dort genannte Anlage 1 zur Streusalzberechnung fehlt in den Unterlagen. 

Nach dem vorliegenden Übersichtshöhenplan (i. M.: 1 -1.000) liegt die B 

64n überwiegend in Dammlage. Da der anstehende Boden in großen 

Bereichen für eine Dammschüttung nicht standsicher ist, muss ggf. in 

hochanstehendes Grundwasser bei Bodenaustausch eingegriffen werden. 

Dazu gibt es in den Antragsunterlagen keine Aussagen. Entsprechende 

Brückenbauwerke werden zumindest in manchen Bereichen der Trasse in 

das Grundwasser einbinden. In diesem Fall ist eine GW-Wasserhaltung 

erforderlich. Die entsprechenden Auswirkungen auf das Grundwasser und 

Vegetation sowie die Ableitung in Oberflächengewässer sind zu 

beschreiben. 

Geplant ist die Schaffung eines Retentionsraumausgleichs von 39.000m³ 

auf ca. 6,0 ha Fläche zwischen Samtholzstraße/ K 13 und Langemersch/ 

Grünbrücke. Die Abgrabungstiefe beträgt im Mittel 0,80 m (s. Unterlage U 

18-5, S. 40/41). Es sind weitere Gräben (So = 0,5 m, Bö 1:1,5, t = 0,5 m) 

und Rückhaltegräben (So = 0,5 m, Bö 1:1,5, t = 0,7 m) zur Ableitung von 

Niederschlagswasser aus dem Bereich der Trasse geplant. Angaben über 

die Lage des GWSpiegels und die Interaktion mit dem GW in dem Bereich 

fehlen. Die Aussagen in der Unterlage U 18-5, Tabelle 22, S. 48/49 sind 

dazu nicht ausreichend (s. dazu auch unter 8. Fachbeitrag WRRL dieser 

Stellungnahme) . 

Entwässerung 

Der Aussage in der Stellungnahme der Gemeinde Herzebrock-Clarholz zu 

Kap. 4.12 Entwässerung – Entwässerungsabschnitte (Erläuterungsbericht 

S.50): 

„Die Annahmen zur Versickerung sind bei stauwassergeprägten 

Lehmböden mit geringen Grundwasserflurabständen nicht nachvollziehbar. 

Die Versickerung kann hier nicht mit den Niederschlägen mithalten. Im 

September 2023 standen große landwirtschaftliche Flächen wochenlang 

unter Wasser da eine weitgehende Sättigung des Bodens erreicht war. 

Versickerungswerte von 100l/(s*ha) und mehr dürften regelmäßig während 

der niederschlagsreichen Jahreszeiten nicht erreichbar sein“ wird aus 

fachlicher Sicht geteilt. 

6. Kritik am landschaftspflegerischen Begleitplan 

/Eingriffsregelung 

6.1 Darstellung/Begründung und Planerische Vorgaben  

Mangelhafte Linienbestimmung 

Im Kapitel 2 „Darstellung und Begründung der Baumaßnahme“ (S. 11 des 

LBP) wird auf hohe Raumwiderstände nördlich der beiden Ortsteile 

hingewiesen. Zu einer möglichen Nordumgehung liegen aber keine 

konkreten Bestandsaufnahmen der Raumwiderstände vor, da für eine 
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nördliche Umgehung im Rahmen der UVS keine Varianten untersucht 

wurden (s. oben unter 4.1.5). Der Ausschluss einer Untersuchung von 

nördlichen Varianten erfolgte allein aufgrund der Aussage des Gutachters 

für den Fachbeitrag „Bebaute Umwelt“, der wegen der starken 

Zersiedelung des Nordens hier keinen konfliktarmen Korridor ausweisen 

konnte (Erläuterungsbericht, S. 18). Insofern ist die Linienbestimmung nicht 

nachvollziehbar und mit einem erheblichen Mangel versehen (s. 

Stellungnahme der Kanzlei Rechtsan-wälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. 

Roda Verheyen vom 19.01.2025)  

Für die Eingriffsregelung bedeutet dieser Verzicht auf eine mögliche „Nord-

Variante“, dass eine mit weniger erheblichen Eingriffe in Natur und 

Landschaft verbundene Linien-/Trassenführung von vornherein ausge-

schlossen wurde. Durch die Prüfungen und Entscheidungen bei der 

Linienfindung sollen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft nach 

Möglichkeit vermieden werden. Auch wenn hier das naturschutzrechtliche 

Vermeidungsgebot noch nicht unmittelbar gilt, sind alle betroffenen 

Belange bei der Entscheidung über die Planung und Linienführung zu 

berücksichtigen. Durch den Ausschluss der Untersuchung einer Nord-

variante, für die sich hinsichtlich der Auswirkungen auf Natur und Land-

schaft eine geringere Eigriffintensität aufdrängt, ist den Belangen des 

Naturschutzes in der Linienbestimmung nicht mit dem gebotenen Gewicht 

entsprochen worden. Sind wie im vorliegenden Fall von einem Vorhaben 

vorrangige Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

maßgeblich betroffen, so ist zu prüfen, ob es zumutbare Varianten 

(Trassenvarianten, Verzicht auf Teile des Vorhabens, Varianten mit 

reduzierter Entwurfsge-schwindigkeit, kleineren Radien…) gibt. Diese 

Vorgaben zur Linienfindung aus den „Hinweisen zur Berücksichtigung des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege beim Bundesfernstraßenbau 

(HNL-S 99)14 sind bei der Linienbestimmung zur B 64n OU Herzebrock-

Clarholz nicht beachtet worden. 

Regionalplanerische Vorgaben nicht aktuell 

Im Kapitel 4 „Planerische Vorgaben“ (S. 17 des LBP) ist unter 4.1 „Ziele der 

Raumordnung“ eine Abbildung mit den zeichnerischen Darstellungen zum 

Planungsraum des Regionalplanentwurfs aus dem Jahr 2020 des 

Regionalplanes OWL abgebildet. Der aktuelle und seit dem 16.4.2024 

gültige Regionalplan stellt entlang der Axtbachaue einen Bereich zum 

Schutz der Natur (BSN) dar, der in der in Abb. 3 des LBP abgebildeten 

Entwurfsfassung noch nicht berücksichtigt wurde. Diese unzutreffende 

Darstellung erweckt den falschen Eindruck, dass von der im Regionalplan 

dargestellten B 64-Trasse durchgängig Allgemeine Freiraum- und 

Agrarbereiche, Bereiche zum Schutz der Landschaft und landschaftsorien- 

 

14 Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen: Hinwiese zur Berücksichtigung 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege beim Bundesfernstraßenbau (HNL-S 99), 

Ausgabe 1999; Kap. 5.2 Linienfindung 
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Ausschnitt aus Kartenblatt 22 des Regionalplans OWL (2024) mit der Darstellung 

der Axtbachaue als Bereich zum Schutz der Natur 

 

terten Erholung (BSLE) und in längeren Trassenabschnitten auch 

Überschwemmungsbereiche und Regionale Grünzuge sowie kleinflächig 

Waldbereiche betroffen sind. Diese betroffenen raumordnerischen Belange 

sind durch die Betroffenheit von Überschwemmungsbereichen, Regionalen 

Grünzugen und Wald als raumordnerische Vor-ranggebieten schon von 

großem Gewicht. Die dem Bau der B64n entgegenstehenden Belange der 

regionalplanerisch gesicherten Freiraumfunktionen erhalten durch 

Darstellung des Vorranggebietes „Bereich zum Schutz der Natur 

Axtbachaue“ einen noch deutlich höheren Stellenwert.  

Im Kapitel 4.2. „Ziele und Festsetzungen der Landschaftsplanung“ wird nur 

die örtliche Ebene der Landschaftsplanung betrachtet, wobei für diesen 

Teilbereich des Kreises Gütersloh noch kein Landschaftsplan aufgestellt 

worden ist. Es fehlt in diesem Abschnitt der Hinweis auf die Funktion des 

Regionalplans als Landschaftsrahmenplan (§ 6 LNatSchG NRW). Die 

Vorranggebietsdarstellungen des BSN, des Überschwemmungsgebietes 

„Axtbachaue“ sowie des Regionalen Grünzuges zur Sicherung unter 

anderem der Waldbiotopverbundfunktionen östlich von Herzebrock sind 

auch als Ziele der Landschaftsplanung für den betroffenen Planungsraum 

zu werten, die im Rahmen der Planfeststellung als Ziele der Raumordnung 

und Landesplanung zu beachten sind. 

Zerschneidungswirkungen durch B 64-Trasse  

Im Kapitel 4.3 „Schutzausweisungen und schutzwürdige Bereiche“ des LBP 

sind in der Abb. 5 auf der Seite 20 die naturschutzfachlich schutzwürdigen 

Bereiche vom LANUV dargestellt. Die Karte selbst ist unleserlich, zeigt aber 

trotzdem deutlich die Zerschneidungswirkung der geplanten Trasse und 
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damit auch die durch die Trasse verursachte Isolationswirkung zahlreicher 

Biotopflächen. Insbesondere die wertvollen ortsnahen Waldbereiche wie 

„Blinder Busch“ oder „Ritterbusch“ werden dauerhaft von der übrigen 

Landschaft abgeschnitten. 

Kastanienallee an der Brocker Straße erheblich beeinträchtigt 

Die geplante Trasse durchschneidet die gesetzlich geschützte Allee mit 

Roßkastanien an der Brocker Straße (LBP, S. 23). Diese wird sowohl 

hinsichtlich des Landschaftsbildes aber auch durch die Zerschneidung und 

Bauwerke erheblich in ihrer Wirkung und Vitalität beeinträchtigt. Da ein 

Ausgleich nicht möglich ist, wird eine Befreiung grundsätzlich abgelehnt. 

Biotopverbund wird zerstört 

Auf S. 23 des LBP werden die Biotopverbundflächen südlich der beiden 

Ortslagen beschrieben. Die wichtigsten Biotopverbundflächen wie die 

Axtbachaue (VB-MS-4014-004+VB-DT-GT-4015-0028) werden durch die 

geplante Trasse nachhaltig zerschnitten und unwiederbringlich der 

Biotopverbund zerstört. Gleiches gilt für die ortsnahen wertvollen 

Waldflächen (VB-DT-GT-4015-0014+VB-DT-GT-4115-0012), die durch die 

aktuelle Planung von der übrigen Landschaft abgeschnitten werden. 

 

6.2   Bestandsaufnahme unzureichend (veraltete Daten, unvollstän-

dige Erfassungen) 

6.2.1 Vogelarten 

Nach dem LBP auf S. 36 sind insgesamt 101 Vogelarten im 

Untersuchungsgebiet nachgewiesen, davon sind 42 Arten in NRW 

planungsrelevant. Brutnachweise und -verdachte bestehen für 32 Arten. 

Von besonderer Bedeutung sind Schleiereule und Steinkauz südlich von 

Clarholz und Kiebitz, Wachtel und Feldlerche südlich der Möhlerstrasse in 

Herzebrock. Es fehlen noch Arten, die an den Hofstellen im Gebiet 

vorkommen, aber nicht untersucht wurden.  

Unvollständig ist die die Kartierung auch in den folgenden Bereichen: 

- Hof Südhoff 

- Feld- und Fußweg samt Aue zwischen Thomas-Mann-Straße und 

Brocker Straße 

- Waldgebiet zwischen Herlangenweg, Clarholzer Straße (B64) und 

Brocker Straße 

- Kreuzbusch 

- Ehemal. Hof Wietkamp, Brocker Straße 67 

Insgesamt zeigt die Kartierung eine erhebliche Betroffenheit von 

Brutvögeln, die durch die Planung der Trasse verdrängt oder dauerhaft 

gefährdet werden. Konkrete Einwendungen sind der Stellungnahme unter 

Punkt 5 zur ASP zu entnehmen. 

6.2.2 Fledermausarten 
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Fledermauskartierung veraltet und nicht flächendeckend 

Im Kapitel 5.1.1 zur Arbeitsmethodik (LBP, S.27) wird auf die faunistische 

Kartierung hingewiesen. Der Hinweis auf „Echolot 2021“ ist falsch, da die 

Kartierung bereits 2017 durchgeführt wurde und damit veraltet ist. Auch auf 

S. 36 des LBP wird auf den Kartierbericht von Echolot verwiesen aber das 

Alter der Bestandsaufnahme nicht benannt. Die dazugehörigen 

Kartierergebnisse sind nicht in einer Karte nachvollziehbar dargestellt, ein 

erheblicher Mangel der Bestandsaufnahme. Hinzu kommt, dass sowohl bei 

den Fledermäusen als auch bei den Brutvögeln die Hofstellen nach 

bestätigten Aussagen der Hofeigentümer nicht aufgesucht und kartiert 

wurden, obwohl sich dort für die Fauna interessante Habitate, wie z.B. beim 

Hof Lönne-Tiekmann an der Samtholzstrasse 72 oder Hof Herlage am 

Herlagenweg 4, befinden. 

Die Fledermauskartierung ist somit veraltet und als Planungsgrundlage 

abzulehnen, da Bestandsaufnahmen zur Eingriffsbewertung den aktuellen 

Zustand verlässlich darstellen müssen. In der Regel sollen Daten, die älter 

als 5 Jahre sind, nicht mehr verwendet werden (s. dazu unter 7.1.1). 

Es wird in der ASP auf S. 42 ausgeführt, dass davon auszugehen ist, dass 

die Verbreitungsschwerpunkte der Arten Mückenfledermaus, Rauhaut-

fledermaus usw. sich außerhalb des Untersuchungsraumes befinden. 

Diese Annahme ist auf Grund des Alters der Kartierung und weiterer 

Mängel mehr als fraglich. Nicht auszuschließen ist lt. LBP, S.39 auch das 

Vorkommen der Bechsteinfledermaus, die in der Vergangenheit vereinzelt 

nachgewiesen wurde. Die Erfahrungen beim Verfahren zum Neubau der 

A33 von Halle bis Borgholzhausen zeigen, dass nur eine aktuelle und 

umfassende methodische Bestandsaufnahme z.B. auch mit Netzfängen 

und einer Aktionsraumtelemetrie zu einer detaillierten Fledermauser-

fassung wie beispielhaft der Bechsteinfledermaus führt. 

Betrachtet man die vielen Heckenstrukturen um die Hofstelle Mersmann 

und die Habitatstrukturen um die Hofstelle Westhoff Herlage, dann ist fragl-

ich, ob es nicht noch weitere Flugstrassen gibt. Am Rand vom Ritterbusch 

in Höhe der Hofstelle Westhoff Herlage ist nicht auszuschließen, dass auf 

Grund weiterer Höhlenbaumfunde sich dort auch Sommerquartiere 

befinden. Bei einem linienhaften Projekt hätten zudem auch Horchboxen 

aufgestellt werden müssen, Dieses ist immer dann notwendig, wenn 

potenzielle Leitstrukturen zerschnitten werden. 

Allein 44 Höhlenbäume mit Quartierpotential für Fledermäuse gehen 

verloren. Dabei sind nicht alle relevanten Höhlenbäume kartiert worden, 

was die Nachkartierung 2024 im „Blinden Busch“ gezeigt hat. Dieser 

Verlust an Lebensstätten ist erheblich und nicht kompensierbar. Deshalb ist 

aus Sicht des Fledermausschutzes die vorgelegte Planung abzulehnen. 

Höhlenbaumkartierung unvollständig 

Auf S. 40 des LBP wird auf die Erfassung von Baumhöhlen und -spalten 

aus 2021 hingewiesen. Fraglich ist, wie die Eingriffsfläche von ca. 95 ha als 

Suchraum abgegrenzt wurde (S. 37 der ASP). Durch eine aktuelle 

Überprüfung im Gelände durch fachkundige Personen wurde vor Ort 
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festgestellt, dass weitere Baumhöhlen, Fäulnishöhlen etc. existieren, die 

nicht in der Kartierung aufgeführt sind. Insofern ist diese Kartierung nicht 

aktuell und als Planungsgrundlage abzulehnen. Die örtlichen Begehungen 

fanden am trassennahen Rand vom Ritterbusch nördlich Hof Westhoff 

Herlage, in 2 Eichenwäldchen südlich des Axtbaches bei von Müller, in 

einem direkt betroffenen Wäldchen südlich der Waschstraße und Wäldern 

östlich Uphues im November 2024 statt. Dazu liegen Fotos und 

Aktenvermerke der Kartierer vor. Innerhalb von zwei Tagen war keine 

umfassende Höhlenbaumkartierung zu gewährleisten. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Bestandsaufnahme für die 

Artengruppe der Fledermäuse zur Eingriffsbewertung und Ermittlung von 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie zum Ausgleich nicht 

vermeidbarer Eingriffe aufgrund der veralteten und unvollständigen Daten 

nicht geeignet ist. Diese Defizite betreffen zugleich die Artenschutzprüfung. 

Es muss hierzu eine Bestandaufnahme unter Berücksichtigung aktueller 

Methodenstandards15 zu folgenden Aspekten erfolgen:  

- Erfassung/Darstellung des gesamten vorhandenen Artenspektrums, 

- Erfassung/Darstellung der Sommerquartiere (Wochenstuben) und ggf. 

vorhandener Winterquartiere, 

- Erfassung/Darstellung von Höhlen/Spalten und Gebäudequartieren, 

- Erfassung/Darstellung aller Flugrouten, 

- Erfassung/Darstellung essenzieller Jagdgebiete der Kolonien. 

Die im LBP (S. 79) genannten Methoden „Transektkartierung mit 

Fledermausdetektor“, „Horchboxuntersuchung - Fledermäuse“ und 

„Kartierung von Höhlenbäumen und -spalten“ sind mit der Zielsetzung einer 

vollständigen Erfassung anzuwenden und um folgende weitere Methoden 

zu ergänzen:  

- Netzfänge (insbesondere bei Verdacht auf Wochenstuben-

quartiere, zur Artbestimmung leise rufende Arten oder schwer zu 

unterscheidender Arten, wie die Myotis-Arten mit u.a. der 

Bechsteinfledermaus), 

- Telemetrie zur Ermittlung von Wochenstuben, 

- Ausflugszählungen an Quartieren (auch Gebäudequartiere), 

- Aktionsraumtelemetrie zur Ermittlung essenzieller Nahrungs-

habitate oder wichtiger Flugkorridore im Eingriffsraum. 

 

15 Vgl.   Albrecht, K., T. Hör, F. W. Henning, G. Töpfer-Hofmann, & C. Grünfelder (2013): 

Leistungs-beschreibungen für faunistische Untersuchungen im Zusammenhang mit 

landschaftsplane-rischen Fachbeiträgen und Artenschutzbeitrag. Forschungs- und 

Entwicklungsvorhaben FE 02.0332/2011/LRB im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, 

Bau und Stadtentwick-lung. Schlussbericht Dezember 2013.  

 MULNV & FÖA (2021): Methodenhandbuch zur Artenschutzprüfung in NRW – Bestandserfas-

sung, Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen und Monitoring, Aktualisierung 2020. For-

schungsprojekt des MKULNV Nordrhein-Westfalen. (Az.: III-4 - 615.17.03.15). Bearb. FÖA 

Landschaftsplanung GmbH (Trier): Ute Jahns-Lüttmann, Moritz Klußmann, Jochen Lüttmann, 

Jörg Bettendorf, Clara Neu, Nora Schomers, Rudolf Uhl & S. Sudmann Büro STERNA. 

Schlussbericht (online). 
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6.2.3 Amphibien 

Kartierung nicht flächendeckend 

Zu kritisieren ist, dass lt. Abstimmung mit Straßen NRW nur die Gewässer 

aufgesucht wurden, die für Kammmolch und Laubfrosch geeignet schienen 

(ASP, S. 39). Weitere Gewässer, die keine Eignung für diese beiden Arten 

aufwiesen, wurden nicht begangen bzw. beprobt (ASP, S.39; 

Ergebnisbericht „Faunistische Kartierungen 2021“, S. 9). Dabei wurden an 

den untersuchten Gewässern außer Kammmolch und Laubfrosch weitere 

fünf Arten nachgewesen (Berg-, Teichmolch, Erdkröte, Gras- und 

Teichfrosch), für die auf jegliche Ermittlung weiterer Vorkommen verzichtet 

wurde.  

Damit wurden von der Eingriffsbewertung weitere Amphibienlebensräume 

einschließlich der zu berücksichtigenden Wechselbeziehungen zwischen 

Teillebensräumen (Wanderwege) ausgeschlossen. Zudem wurden 

Gewässer an Hofstellen überwiegend nicht kartiert, so z.B. am Hof Lönne-

Tiekmann oder Hofstelle Heitmann.  

Beide Punkte sind als erhebliche Mängel der Kartierung anzusehen, die zu 

einem erheblichen Sachermittlungsausfall im Rahmen der Eingriffsbewer-

tung für die Amphibien führen. 

Das Gewässer Nr.12 mit Kammmolchvorkommen liegt im unmittelbaren 

Randbereich der Trasse im Ritterbusch. Es wird vermutet, dass es sich um 

eine Teilpopulation einer größeren Metapopulation handelt, die von der 

Biologischen Station Gütersloh/Bielefeld im Jahr 2021 nachgewiesen 

wurde. Diese tritt v.a. im südöstlichen Untersuchungsraum auf, so dass 

durch die geplante Trasse eine erhebliche Zerschneidungswirkung und 

mangelnder Genaustausch zu erwarten ist. Für die streng geschützte Art 

Kammmolch ist das Eintreten von Verbotstatbeständen nicht 

auszuschließen (S.74 der ASP). Zudem ist zu beachten, dass durch den 

Trassenverlauf jegliche Entwicklungsmöglichkeiten zur Stabilisierung der 

Population und der Verbreitung ausgeschlossen werden. Deshalb ist aus 

Sicht des Amphibienschutzes, insbesondere des Kammmolchs die 

geplante Trasse abzulehnen. 

Die nach den Angaben im LBP (S. 79) angewendeten Methoden zur 

Erfassung von Amphibien, genannt werden „Verhören, Sichtbeobachtung 

und Handfänge – Amphibien“ und „Einsatz von Wasserfallen – Molche“, 

sind in der erforderlichen Überarbeitung des LBP mit der Zielsetzung einer 

flächendeckenden Erfassung anzuwenden.  

Zusätzlich muss eine Schweinwerferkartierung im Bereich der geplanten 

Trasse (mind. 2 Begehungen) zur Erfassung von Amphibien während der 

Anwanderzeit zum Gewässer erfolgen. Bei der Feststellung von Wanderbe-

ziehungen ist eine Fangzaunkartierung in Folgejahren erforderlich, um 

mittels Fangzäunen/ Fangkreuzen die Anwanderungsrichtung/Wander-

wege zu ermitteln, nach dem Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen 

(MAmS 2000, S. 4) ist „zur Ermittlung der Wanderwege zwischen den 

Lebensräumen, der Arten sowie der Populationsstärke …es zweckmäßig 

und notwendig, im künftigen Trassenbereich über mindestens zwei 
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Wanderperioden (Hin- und Rückwanderung in aufeinander folgenden 

Jahren) provisorische Zäune mit Fanggefäßen aufzustellen und zu 

beobachten, wenn auf Grundlage der Laichgewässer- und Biotoptypen-

kartierung Amphibienwanderung im Trassenbereich zu vermuten sind“.  

6.3 Auswirkungen /Konflikte 

Erheblicher Verlust von Biotoptypen 

In Tabelle 2 auf S. 43 des LBP wird in der Übersicht dargelegt, dass 

insgesamt ca. 52 Hektar an Bioptoptypen unwiederbringlich durch die 

Anlage der B 64n verloren gehen. Wald- und Gehölzflächen mit einem 

Umfang von 6,18 ha werden beseitigt. 

Biotopverbundfunktionen werden unterbrochen 

Im Umfeld des Bauwerks 8 wird der Funktionszusammenhang zwischen 

dem Blinden Busch und der Axtbachaue zerschnitten, Gleiches gilt für das 

Bauwerk 18 an der Möhlerstrasse (S.44 des LBP). Im Text wird behauptet, 

dass durch die Anlage von 2 Überführungen mit Querungsmöglichkeiten 

die betroffenen Funktionen bis unter die Erheblichkeitsschwelle minimiert 

werden. Dies mag für Fledermäuse und Säugetiere möglicherweise gelten, 

viele bodenbewohnenden Insekten können die Trasse nicht überwinden 

und bleiben isoliert. 

Konfliktpotential Fauna ist erheblich und nicht zu kompensieren 

In Tabelle 4, S. 46 des LBP zeigt sich das Konfliktpotential, dass bezüglich 

der Tierwelt zu erwarten ist. Insgesamt sind 18 verschiedene CEF-Maß-

nahmen für 14 Vogelarten, für den Kammmolch und für baumhöhlen 

besiedelnde Fledermäuse vorgegeben. Der Umfang dieser Maßnahmen 

macht deutlich, wie erheblich der geplante Eingriff im artenschutzrecht-

lichen Sinne ist. Allein 28,7 ha Fläche sind aus der Nutzung zu nehmen 

und umzugestalten. Darüber hinaus sind 133 Bäume aus der Nutzung zu 

nehmen und als Altholz langfristig zu erhalten. Fraglich ist, ob die Wirksam-

keit der CEF-Maßnahmen bis zum möglichen Baubeginn nachgewiesen 

werden kann. 

Schutzwürdiger Boden wird versiegelt 

In Tabelle 5 auf S. 53 des LBP wird dargelegt, in welchem Umfang 

schutzwürdiger Boden beseitigt bzw. zusätzlich belastet wird. Durch die 

geplante Trasse werden schutzwürdige Plaggenesche in einem Umfang 

von 9,26 ha versiegelt und auf einer Fläche von 13,82 ha betriebsbedingt 

zusätzlich belastet. Ein additiver Ausgleich für die Versiegelung könnte 

auch in Bereichen intensiv genutzter Plaggenböden durch schonende 

integrierte agrarische Nutzung umgesetzt werden. 

Grundwasserkörper wird versiegelt und zusätzlich belastet 

In Tabelle 6 auf S. 64 des LBP wird dargestellt, dass auf insgesamt 15,40 

ha die Grundwasserneubildung durch die geplante Versiegelung 

gravierend verringert wird und eine Fläche von insgesamt 55,54 ha 

betriebsbedingt durch Schadstoffe im 50 Meter Radius beeinträchtigt wird. 

Das Grundwasser weist im UR großenteils durchlässige Deckschichten auf 



  
 

 

 

 

 

 Seite 30 von 63  

und ist dementsprechend empfindlich gegenüber Schadstoffeinträgen von 

der Oberfläche (S. 56 des LBP). So bleibt trotz Ableitung der Straßenober-

flächenwasser über die Böschungen ein erhebliches Konfliktpotential z.B. 

durch Reifenabrieb oder Unfälle mit auslaufenden Betriebsstoffen oder 

Löschwasser. Es wäre eine Grundwassermodellierung erforderlich 

gewesen und hierzu ein hydrogeologisches Gutachten anzufertigen.  

Retentionsraum des Axtbaches wird deutlich verringert 

In der Zielvorgabe auf S.61 des LBP wird ausgeführt, dass das 

Retentionsvolumen nicht wesentlich verringert werden darf. Diese 

Zielvorgabe ist mangelhaft. Auf Grund aktueller Überschwemmungen der 

letzten Jahre und als Folge des Klimawandels ist als Ziel zu formulieren, 

das die Retentionsfläche aus Vorsorgegründen zu vergrößern ist. 

Ansonsten kann Ziel 3 -- keine Nachteile des Hochwasserschutzes für den 

Ortsteil Clarholz - nicht realisiert werden. Die Anlage einer Flutmulde, wie 

im Text beschrieben, läuft Gefahr bei kleinen Überflutungen zu versanden 

und damit ihre Funktionsfähigkeit zu verlieren. 

Entwicklung der Axtbachaue wird verhindert 

Die erforderliche Renaturierung der Axtbachaue im Sinne der 

Wasserrahmenrichtlinie wird durch die vorgelegte Planung verhindert, der 

aktuelle Verlauf wird festgeschrieben. Zudem ist ein weiterer Grunderwerb 

für Renaturierungszwecke undenkbar. Aus diesem Grund ist eine 

Axtbachnahe Variante grundsätzlich abzulehnen. 

Folgen des Klimawandels bei der Planung nicht betrachtet 

Ab S. 68 ff. des LBP wird der Aspekt Klima und Luft bearbeitet. Zu 

kritisieren ist, dass die zukünftigen Veränderungen von Wald- und 

Freilandbiotope, die Veränderungen durch verstärkte Regenereignisse als 

Folge des Klimawandels nicht betrachtet wurden. 

Auf S. 70 des LBP wird bei Wald- und Gehölzverlusten ein Ausgleich von 

1:1 vorgeschlagen. Dieser Ausgleich reicht nicht aus, da es sich in 

Herzebrock-Clarholz um waldarme Bereiche handelt und überwiegend 

Laubwald betroffen ist. 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild verharmlost 

Ab S. 75 ff. des LBP werden die Auswirkungen der Planung auf das 

Landschaftsbild beschrieben. Der besonders durch die Dammlage 

verursachte Konflikt wird im folgenden Text verharmlost und eine 

Eingrünung der Straße als Lösung propagiert. Es findet eine völlige 

Überprägung der wertvollen Landschaftsteile statt, viele kulturhistorische 

Beziehungen und Wegeverbindungen werden beeinträchtigt.  

Die Axtbachaue mit Auenwaldbereichen ist besonders 

landschaftsbildprägend.  

Der Endmoränenhügel (Horstknapp), als höchste Erhebung in der 

Gemeinde wird im Bereich der geplanten Axtbachverschiebung 

zerschnitten werden, wobei die besondere Erhebung direkten Bezug zum 

Klosterwald K5.36 und der Axtbachniederung hat.  
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Die Fernstraße auf Dammlage zerschneidet das Landschaftsbild des 

Axtbachtals und zerstört großflächig Naherholungsbereiche die direkt 

mit dem Landschaftsbild verbunden sind und zukünftige 

Naherholungsausweitungen.  

Historische Hofanlagen (Laienbrüderhöfe mit Ursprüngen im Jahr 1231) 

werden zerschnitten und verlieren ihren landschaftsprägenden hohen Wert 

für das Landschaftsbild (vgl. Stellungnahme E.v. Müller zum Landschafts-

bild / Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin 

Dr. Roda Verheyen vom 19.01.2025).  

Der im Regionalplan eingetragene bedeutsame Kulturlandschaftsbereich 

(K5.36) Klosterwald (Kreuzbusch und Halloh) wird abgetrennt vom 

Axtbachtal mit historischem Bezug zu den ehemaligen Klosterlaien-

bruderhöfen und Achsenverbindungen.  

Der historische Kerkherrenweg, (Kulturlandschaft Prof.Dr.J.Meier) der 

Jahrhunderte als Seelsorgeweg der Prämonstratenser diente, ist bis heute 

ein stark frequentierter Naherholungsweg der das Prämonstratenserkloster 

Clarholz mit Lette und Beelen verbindet.  

Die unzertrennliche Verbundenheit des Prämonstratenserklosters in 

Clarholz mit den Brüderhöfen entlang der Axtbachniederung, die im 12. 

Jahrhundert angelegt wurden, dokumentiert das Wirken der 

Prämonstratenser (Urbarmachung, Kultivierung). Das von ihnen 

gestaltete Landschaftsbild ist in seiner Prägung durch Alleen und Hecken, 

unversiegelte Feldwege und kleine, dem Axtbach zufließende 

Wasserläufe bis heute erhalten. Diese Kulturlandschaft stellt ein noch gut 

lesbares Zeugnis der historischen Verflechtung des Klosters mit den 

klostereigenen benachbarten Hofanlagen dar  

Die geplante B 64n zerstört Historisches großflächig. 

Artenschutzkonflikte in erheblichem Umfang / Vermeidung von 

Verbotstatbeständen gem. § 44 BNatSchG unrealistisch 

Im LBP auf S.80 wird angeführt: „Insgesamt ist unter der Voraussetzung 

der vollständigen Umsetzung des Vermeidungskonzeptes und des 

Erlangens einer Funktionserfüllung aller CEF-Maßnahmen vor Baubeginn 

festzustellen, dass das Eintreten der Verbotstatbestände vermieden 

werden kann“. Die Umsetzung aller notwendigen CEF-Maßnahmen mit 

Funktionserfüllung vor Baubeginn ist nicht realisierbar, da methodische 

Defizite und die mangelnde Verfügbarkeit der Maßnahmenflachen eine 

Umsetzung ausschließen (s. zum Artenschutz unter 7. dieser Stellung-

nahme). 

6.4 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Nach der Eingriffsregelung ist für die geringstmögliche Beeinträchtigung der 

Schutzgüter Sorge zu tragen, d.h. die ökologisch günstigste Planungs-

variante ist zu realisieren, sofern ihr keine unüberwindbaren Hindernisse 

entgegenstehen. Diese Zielsetzung ergibt sich aus der vorrangig zu 

beachtenden Regelung des § 15 Absatz 1 BNatSchG, nach der „der 

Verursacher eines Eingriffs… verpflichtet (ist), vermeidbare Beeinträch-
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tigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen 

sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff 

verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträch-

tigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit 

Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu 

begründen.“ 

Aufgrund der vom Vorhaben B 64n betroffenen hochwertigen Landschafts-

räume mit dem raumordnerischen Vorranggebiet für den Naturschutz 

„Axtbachaue“ und seiner regionalen Bedeutung für den Biotopverbund 

sowie dem Überschwemmungsgebiet des Axtbaches und dem Regionalen 

Grünzug u.a. zum Schutz des Waldbiotopverbundes, der Betroffenheit 

zahlreicher artenschutzrechtlich besonders geschützter Arten muss dem 

Vermeidungsgebot in besonderem Maße Rechnung getragen werden. 

Dieses ist in der beantragten Planfeststellung nicht im erforderlichen 

Umfang erfolgt. 

Die Naturschutzverbände halten die im LBP (Kap. 6.2.1) genannten 

Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Eingriffe für nicht 

ausreichend. Wir fordern ergänzend die folgenden Vermeidungs-

/Minderungsmaßnahmen: 

- Reduzierung des Straßenquerschnitts 

Es wird gefordert, dass zur Reduzierung der Flächeninanspruch-

nahme und zur Minderung der Trennwirkungen nur ein zweistreifiger 

Neubau erfolgt und auf die Verbreiterung des ersten, 650 m langen 

Abschnitts zwischen der Kreisgrenze und dem ehemaligen Verlauf 

des Axtbaches von 14 auf 15 m verzichtet wird.  

- Ausreichende Dimensionierung von Brückenbauwerken, damit sie 

als Funktionen als Querungsbereiche für die Tierwelt erfüllen 

können 

- Umsetzung aller artenschutzrechtlichen Maßnahmen zur Vermei-

dung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbote, wie bspw. 

Anlage von Bermen an Gewässerdurchlässen, Querungsbau-

werke für Fledermäuse nach den Standards des MAQ   

6.5 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

6.5.1  Ermittlung Kompensationsumfang/ 

Für die Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung sieht der LBP 

Maßnahmen für die Beeinträchtigungen von Funktionen des Bodens und 

Wasserhaushalts vor. Das Maßnahmenkonzept sieht hierzu Flächenent-

siegelung in kleinerem Umfang im Umfeld des Eingriffs und in größerem 

Umfang am ehemaligen Militärflughafen Gütersloh vor.  

Die Ausführungen zum Ausgleich für die anlagebedingte Bodeninanspruch-

nahme von 9,26 ha, die lt. Antrag durch additive, zusätzliche Entsie-

gelungsmaßnahmen in einem Verhältnis von 1:1 ausgeglichen werden 

können, sind nicht ausreichend. Ein Ausgleich in Form einer Entsiegelung 
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am ehem. Militärflughafen Gütersloh in 10,5 km Entfernung wird dem 

Grundwassersystem im Bereich der B 64n nicht gerecht.  

Die Ersatzmaßnahme „E 1 Entsiegelung mit Magerwiesenentwicklung im 

Umfang von 7,72 ha,“ (vgl. u.a. Karte Blatt Nr. 9.1/4). Ist wegen der 

Vorbehalte der BIMA aktuell nicht realisierbar. Das Maßnahmenkonzept ist 

entsprechend zu überarbeiten. 

Der Umfang der Kompensation bei Wald- und Gehölzverlusten (LBP. S. 

70) mit einem Ausgleich von 1:1 reicht nicht aus, da es sich in Herzebrock-

Clarholz um waldarme Bereiche handelt und überwiegend Laubwald 

betroffen ist. 

6.5.2  Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich CEF-Maß-  

          nahmen 

In der Übersichtkarte sind landschaftspflegerische Maßnahmen dargestellt, 

die in der eigentlichen Maßnahmenkarte nicht zu finden sind, wohl aber in 

der Grunderwerbskarte. Dies betrifft landwirtschaftliche Flächen südlich des 

Axtbaches in Höhe Hof Luzny  (Eigentümerin ist u.a.. E. von Müller), diese 

Flächen haben eine beschränkte Nutzbarkeit aber keine 

Zweckbestimmung in der Maßnahmenkarte. Dies gilt auch für eine Fläche 

östlich des Bauwerkes 8 und südlich des Axtbaches nördlich des Hofes 

Pavenstädt-Vissing. 

Völlig unerklärlich ist, warum nicht ein Groß an Ausgleichsmaßnahmen 

direkt am Axtbach oder in die Aue gelegt wurden. Hier würden sich 

Renaturierungsmaßnahmen als auch Feuchtwaldentwicklung anbieten. 

Die Entsiegelungsfläche E1 auf dem Flugplatz Gütersloh steht z.Z. nicht 

zur Verfügung, da die mögliche militärische Nutzung zurzeit nicht 

entschieden ist. 

Die vorgezogene Maßnahme ACEF1 dient der Habitatentwicklung für den 

Bluthänfling am Hof Pavenstädt-Vissing. Der Bluthänfling wurde lt. 

Maßnahmen Blatt aber am Hof Herlage bestätigt. Die Verortung dieser 

Maßnahme ist nicht nachvollziehbar. Diese und weitere Maßnahmen wie 

ACEF10 (Nachtigall) oder ACEF3 (Feldschwirl) sollten sinnvollerweise in der 

Axtbachaue im Zusammenhang geplant werden. 

Gleiches gilt für die Habitatentwicklung ACEF8 für den Mäusebussard, auch 

diese Flächen könnten in der Axtbachaue verortet werden, da es hier um 

eine Umwandlung von Acker in Grünland geht. 

Bei der Maßnahme ACEF9 ist für 2 Brutpaare des Mittelspechtes 

Altholzentwicklung vorgesehen. Diese soll auf insgesamt 10 Hektar in 

Eichenbeständen lt. Maßnahmen Blatt realisiert werden. Dieser Vorschlag 

ist rein theoretischer Natur, weil diese Bestände nicht zur Verfügung 

stehen. 

Die Maßnahme ACEF18 ist zur Habitatentwicklung für den Kammmolch 

geplant. Es handelt sich um 2 Kleingewässer in Höhe Hof Herlage, die neu 

angelegt bzw. optimiert werden sollen. Zunächst ist festzustellen, dass die 

Kammmolchkartierung in diesem Bereich unvollständig ist, wie die parallel 

durchgeführte Erfassung durch die Biologische Station Bielefeld/Gütersloh 
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2021 beweist. Es ist völlig unklar, wie groß die Population im Ritterbusch ist 

und wie die Wechselbeziehungen sind. In der Maßnahmen Karte ist ein 

Amphibienschutzzaun (VART9 ) eingezeichnet, der das Kleingewässer auf 

der Südseite der geplanten Trasse nicht einbezieht. In Höhe des 

Kleingewässers ist zudem eine Ausweichbucht geplant. Bei diesem 

Dammquerschnitt der Trasse plus Ausweichbucht ist nach den aktuellen 

Forschungsergebnissen zu befürchten, dass der Kammmolch die 

Querungshilfen nicht nutzen kann und damit der Verbotstatbestand erfüllt 

ist. 

Die Funktionsfähigkeit von CEF-Maßnahmen darf auch nicht durch 

zusätzliche Beeinträchtigungen wie z.B. Freizeitnutzungen oder Prädatoren 

verringert werden. So reagieren z.B. Feldlerche und Kiebitz empfindlich auf 

Prädatoren wie Fuchs und Waschbär. Dazu fehlen Angaben zu ACEF2 oder 

ACEF7. 

6.6      Dauerhafte Gewährleistung der A + E-Maßnahmen,  

     Risikomanagement, Monitoring Ökologische Baubegleitung 

Sicherstellung der Verfügbarkeit und dauerhafte Sicherung 

Die Naturschutzverbände fordern, dass die Flächen für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen zum Zeitpunkt der Planfeststellung verfügbar sind, d.h. 

es muss eine rechtliche dauerhafte Sicherung der Flächen erfolgt sein 

(vorrangig Erwerb, ggf. grundbuchliche Sicherung). Eine dauerhafte 

Sicherung bedeutet, dass für dauerhafte Eingriffe - wie sie 

Straßenbauvorhaben typischerweise darstellen - eine dauerhafte 

Kompensation zu gewährleisten ist (vgl. hierzu auch Lütkes in Lütkes/Ewer, 

BNatSchG, § 15 Rn 56). Dieses gilt auch für artenschutzrechtliche CEF-

Maßnahmen.  Die Naturschutzverbände weisen darauf hin, dass mit diesen 

rechtlichen Anforderungen an eine dauerhafte Sicherung eine 

Beschränkung der Sicherung der Maßnahmen nur für eine bestimmte Zeit 

nicht zu vereinbaren ist (vgl. Kratsch in Schumacher/Fischer-Hüftle, 

BNatSchG Kommentar, § 44 Rn 75). 

Bei Artenschutzmaßnahmen ist ein ausreichender, ggf. mehrjähriger, 

zeitlicher Vorlauf vor Beginn der Straßenbaumaßnahmen im 

Planfeststellungsbeschluss verbindlich zu regeln, die Wirksamkeit der CEF-

Maß-nahmen muss nachgewiesen sein. 

Risikomanagement 

Auf der Seite 91 des LBP wird behauptet, dass Vorkehrungen zum 

Risikomanagement nicht erforderlich sind, da keine Unsicherheiten 

bezüglich der entstehenden Umweltauswirkungen oder der Wirksamkeit 

geplanter Maßnahmen bestehen. Aus der fachlichen Praxis heraus ist ein 

Risikomanagement erforderlich, weil bei dieser hohen Anzahl an 18 CEF-

Maßnahmen die Wahrscheinlichkeit sehr groß ist, dass etliche Maßnahmen 

ihren Erfüllungsgrad nicht erreichen und eine Risikoabschätzung erfolgen 

muss mit Alternativvorschlägen. 
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Änderung/Ergänzung des Maßnahmenkonzeptes in Abhängigkeit der 

Ergebnisse des Monitorings 

Die im LBP festgelegten Maßnahmen sind einem Monitoring zu 

unterziehen, dieses gilt insbesondere für alle CEF-Maßnahmen. Je nach 

den Ergebnissen der Untersuchungen des Monitorings zu den 

Beeinträchtigungen und der Wirksamkeit der Minderungs- sowie der 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kann eine Änderung und Ergänzung 

festgesetzter Maßnahmen sowie ggf. auch zusätzliche Maßnahmen 

erforderlich werden. Der Planfeststellungsbeschluss muss eine 

Öffnungsklausel enthalten, um eine solche ggf. erforderliche 

Nachsteuerung durch veränderte/ergänzende Maßnahmen zu 

ermöglichen. 

Sicherstellung der Pflege- Erhaltungsmaßnahmen 

Es ist nachzuweisen, dass die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ihre 

Funktion auf Dauer erfüllen können. Dazu ist auch die langfristige 

Durchführung von Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sicherzustellen. 

In den Fällen, in denen die Flächen bei den Grundstückseigentümern 

bleiben, gehen automatisch Verpflichtungen aus dem LBP zur Pflege auf 

sie über. Wenn bspw. Hecken ihre Wirkung auf das Landschaftsbild und 

ihre ökologischen Funktionen behalten sollen, müssen sie in regelmäßigen 

Abständen von 8-12 Jahren auf den Stock gesetzt werden. Die 

Biotoppflege ist abschließend und dauerhaft mit der Planfeststellung zu 

regeln. Insbesondere in der Frage der Absicherung der Pflege und 

Bewirtschaftung von Offenbiotopen sind Aussagen zur dauerhaften 

Gewährleistung dieser Bewirtschaftungen unerlässlich. 

Ökologische Baubegleitung 

Aufgrund der Lage der Trasse in einem ökologisch hoch bedeutsamen und 

sensiblen Raum ist beim Bau der Straße mit äußerster Vorsicht 

vorzugehen, um die baubedingten Schäden möglichst gering zu halten. 

Hierzu ist eine ökologische Baubegleitung erforderlich. Diese soll die 

fachgerechte und genehmigungskonforme Durchführung des 

Straßenbauprojektes sicherstellen. Sie hat auf die Einhaltung aller 

Nebenbestimmungen/Auflagen des Planfeststellungsbeschlusses, des 

Landschaftspflegerischen Begleitplans und des Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrags zu achten.  

Die ökologische Baubegleitung kontrolliert durch regelmäßige Begehungen  

- die Umsetzung vorgezogener naturschutzrechtlicher Maßnahmen 

vor dem eigentlichen Beginn der Straßenbaumaßnahmen, wie 

insbesondere der artenschutzrechtlichen CEF-Maßnahmen,  

- die Durchführung der Baumaßnahme einschließlich der 

Erschließung der Bauflächen und der Anlage temporärer 

Bauflächen, wie Lagerflächen, 

- die Umsetzung aller Vermeidungs-, Schutz-, Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen, dazu gehört u.a. beim Artenschutz auch die 
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Überwachung der Einhaltung von Bauzeitenregelungen zum 

Schutz von Brut-, Zug- und Rastzeiten oder beim Boden- und 

Grundwasserschutz die Kontrolle des Einsatzes von Stoffen mit 

einem Gefährdungspotenzial (Kraftstoffe, Öle, Schmiermittel). 

- den Rückbau von temporären Bau- und Lagerflächen. 

Vor Baubeginn hat eine Baustelleneinweisung mit Erläuterungen der 

Empfindlichkeit des Eingriffsraums sowie der aus dem 

Planfeststellungsbeschluss einschließlich des LBP und des 

Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zu beachtenden 

Nebenstimmungen/Auflagen zu erfolgen. Zu schützende Bereiche und 

Objekte (u.a. Bäume) sowie Tabuflächen sind zu kennzeichnen, die zu 

beachtenden Sicherheitsregeln, u.a. auch zum Boden- und 

Gewässerschutz, sind im Baustellenbereich deutlich sichtbar auszuhängen. 

So sind bei Arbeiten an Oberflächengewässern und bei Offenlegung des 

Grundwassers nur Geräte einzusetzen werden, die mit biologisch 

abbaubaren Betriebsstoffen arbeiten. 

Ökologisch bedeutsame Abweichungen, wie zu nicht vorhersehbaren 

Eingriffen oder artenschutzrechtlichen Konflikten, müssen der Unteren 

Naturschutzbehörde kurzfristig mitgeteilt werden. 

7. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Die Naturschutzverbände widersprechen dem Ergebnis der 

Artenschutzprüfung in Unterlage 19.2, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, 

nachdem durch den Neubau der B 64n Ortsumgehung Herzebrock-

Clarholz keine Konflikte mit dem Artenschutz auftreten bzw. mit der 

Durchführung der Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) sichergestellt sei, dass gegen 

die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 Bundes-

naturschutzgesetz nicht verstoßen werde. Es werden erhebliche Defizite 

bei der Artenschutzprüfung hinsichtlich der Bestandsaufnahme, der 

Beurteilung von artenschutzrechtlichen Konflikten sowie den Schutz- und 

Vermeidungsmaßnahmen sowie den vorgezogenen Ausgleichsmaß-

nahmen (CEF) gerügt 

7.1 Defizite bei der Ermittlung der besonders geschützten Arten 

Die Ermittlung der in der Artenschutzprüfung zu berücksichtigen Arten 

weist erhebliche Defizite auf, da die Kartierungen der Artengruppen 

Fledermäuse, Amphibien, Vögel veraltet und/oder unvollständig sind sowie 

für den Fischotter potentiell geeignete Lebensräume nicht untersucht 

wurden.  

Bei den tabellarischen Angaben zu den durchgeführten Kartierungstermine 

erfolgen nur Angaben zu Datum und Witterungsverhältnissen. Es fehlen die 

Angaben zur Dauer/Uhrzeit der erfolgten Kartierung. 
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7.1.1  Fledermäuse 

Fledermauskartierung veraltet und nicht flächendeckend 

Die Fledermauskartierung von ECHOLOT 2017 (S.37 der ASP) ist mit 7-8 

Jahren nicht mehr aktuell und damit als fachgutachterliche Grundlage für 

die Artenschutzprüfung ungeeignet, da „nach herrschender Auffassung 

…die beurteilungsrelevanten Daten in der Regel noch ausreichend aktuell 

(sind), wenn sie nicht älter als fünf Jahre sind“ (Bundesministerium für 

Digitales und Verkehr 202316). Die Begrenzung des Alters von 

berücksichtigungsfähigen Daten auf circa 5 Jahre ist bei Eingriffsvorhaben 

anerkannt, so auch bei der Artenschutzprüfung in der eisenbahnrechtlichen 

Planfeststellung (EBA 202317). Die der ASP für die B 64n zugrunde 

liegenden Bestandsaufnahme der Fledermäuse dürfte im Übrigen zum 

eventuellen und maßgeblichen Zeitpunkt einer Planfeststellung mindestens 

10 Jahre alt sein. 

Zudem ist zu kritisieren, dass nach den Angaben der betroffenen 

Hofstelleneigentümer eine Kartierung der Hofstellen nicht stattgefunden 

hat. Beispielhaft sei hier die Hofstelle von Lönne-Tiekmann, 

Samtholzstrasse 72 genannt. Alte Gebäudesubstanz, umfangreiche 

Dachböden, Verstecke en masse, umgeben von Wald, Wiesen und 

Wasser deuten auf ein umfangreiches Spektrum an Fledermäusen hin. 

Hier hat keine Fledermauskartierung stattgefunden ebenso wenig wie auf 

der Hofstelle Westhoff-Herlage, Herlagenweg 4.  

Auf S. 42 der ASP wird ausgeführt, dass davon auszugehen ist, dass die 

Verbreitungsschwerpunkte der Arten Mückenfledermaus, Rauhautfleder-

maus usw. sich außerhalb des Untersuchungsraumes befinden. Diese 

Annahme ist auf Grund des Alters der Kartierung und weiterer Mängel 

mehr als fraglich. Nicht auszuschließen ist laut LBP, S. 39 auch das 

Vorkommen der Bechsteinfledermaus, die in der Vergangenheit vereinzelt 

nachgewiesen wurde (s. auch unter 5.2.2 dieser Stellungnahme). 

Im Rahmen der Erfassung wurden nur 2 Flugrouten (Flugstraßen „Letter 

Straße“, „Merschholz“) nachgewiesen (ASP, S. 44). Betrachtet man die 

vielen Heckenstrukturen um die Hofstelle Mersmann und die 

Habitatstrukturen um die Hofstelle Westhoff-Herlage, dann ist fraglich, ob 

es nicht weitere markante Flugstrassen gibt. In der ASP gibt es zu den 

Flugrouten widersprüchliche Angaben. Während im Text (S. 45) die beiden 

zuvor genannten Flugrouten genannt werden, werden in der Tabelle 9 zwei 

weitere Flugstraßen („Samtholzstraße“, „Bockerstraße“) aufgeführt. An 

diesen beiden Routen liegen laut der Erläuterung zu der Tabelle 9 bei den 

dort festgestellten Arten keine Nachweise zur regelmäßigen Nutzung der 

 

16 Bundesministerium für Digitales und Verkehr: Arbeitshilfe Fledermäuse und Straßenverkehr, 

Ausgabe 2023 

17 Eisenbahn-Bundesamt (2023): Umwelt-Leitfaden für die eisenbahnrechtliche Planfeststellung 

und Plangenehmigung, Teil V Behandlung besonders und streng geschützter Arten 
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Flugstraße bzw. des Nahrungshabitats vor, so dass für diese beiden 

Routen nur eine  mittlere Bedeutung festgestellt wird, während die beiden 

anderen Flugstraßen als essenziell bewertet werden. Für eine solche 

Bewertung aufgrund der Intensität der Nutzungen reicht die angewandte 

Kartiermethodik jedoch nicht aus. Hierzu hätten entlang von potentiellen 

Flugrouten mittels „Horchboxen“ Flugbewegungen über längere Zeiträume 

erfasst werden müssen. 

Am Rande vom Ritterbusch in Höhe der Hofstelle Westhoff Herlage ist 

nicht auszuschließen, dass auf Grund weiterer Höhlenbaumfunde sich dort 

auch Sommerquartiere befinden.  

Auf S.49 der ASP wird angeführt, dass 44 Höhlenbäume mit 

Quartierpotential für Fledermäuse verloren gehen. Dieser Verlust an 

Lebensstätten ist erheblich und artenschutzrechtlich durch CEF-Maßnah-

men nicht ausgleichbar. Zudem sind nicht alle relevanten Höhlenbäume 

kartiert worden (siehe Höhlenbaumkartierung).  

Unzureichende Erfassungsmethodik 

Anhand einer Ortsbegehung und einer Luftbildauswertung wurden zwölf 

potentielle Leitstrukturen sowie fünf Waldstandorte ausgemacht, die 

wichtige Teillebensräume darstellen können. Diese Strukturen wurden an 

sieben Terminen im Jahr 2017 zwischen dem 17.05. und dem 02.09. zur 

Aktivitätszeit der Fledermäuse begangen (ASP, S. 37). Offensichtlich 

fanden nur Detektorkartierungen entlang der Leitstrukturen und in den fünf 

Waldstandorten statt. Zur Ermittlung von essenziellen Jagdhabitaten sowie 

von Flugrouten muss für das im Untersuchungsraum festgestellte 

Artenspektrum (s. ASP, S. 42, Tab. 8) immer auch eine stationäre 

akustische Erfassung (Horchboxen) erfolgen, bei einigen der Arten kann 

zur Ermittlung von Flugrouten ergänzend auch eine Flugrouten-Telemetrie 

erforderlich sein. Für die vollständige Erfassung des Artenspektrums sind 

wegen der leise rufenden und damit nur schwer zu erfassenden Arten (z.B. 

Bechsteinfledermaus, Braunes Langohr, Graues Langohr) und auch bei 

den sich akustisch nur gering unterscheidenden Arten (Große/ Kleine 

Bartfledermaus, Braunes/ Graues Langohr) Netzfänge erforderlich. In der 

ASP (S. 43) wird zu einem Bereich östlich von Herzebrock mit einer 

erhöhten Fledermausaktivität ausgeführt, dass „aber auch Arten der 

Gattungen Myotis und der Artgruppe Nyctaloide nachgewiesen (wurden), 

deren Bestimmung auf Artniveau nicht immer möglich war.“ Es bleibt damit 

unbestimmt für welche Art oder Arten hier ein aufgrund der Gesamtzahl der 

Nachweise angenommenes essenzielles Nahrungshabitat besteht und in 

welchen Wechselbeziehungen dieses womöglich mit anderen Teilhabitaten 

und ggf. Quartieren steht. Der Verzicht auf den Einsatz eines bei der 

Fledermauserfassung üblichen Methoden-Mix ist nicht nachzuvollziehen 

und stellt einen schwerwiegenden methodischen Mangel bei der Erfassung 
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der Fledermäuse dar. So werden auch von Albrecht et al (2013)18 für 

faunistische Untersuchungen im Zusammenhang mit landschafts-

planerischen Fachbeiträgen und Artenschutzbeiträgen die Methoden 

Transektkartierung mit Ultraschalldetektor, Horchboxenuntersuchung und 

Netzfang als Standards für die Erhebung der Fledermausfauna im Zuge 

von Straßenbauvorhaben vorgeschlagen. Diese Methoden ergeben sich 

auch aus den Vorgaben zur Erfassung von Fledermäusen des 

„Methodenhandbuchs zur Artenschutzprüfung in NRW“19. 

Höhlenbaumkartierung fraglich 

Auf S. 37 der ASP wird die Höhlenbaumkartierung von 2021 angeführt. 

Fraglich ist, wie die Eingriffsfläche mit ca. 95 ha als Suchraum abgegrenzt 

wurde. Es wird bezweifelt, dass an zwei Tagen eine umfassende/voll-

ständige Höhlenbaumkartierung möglich war.  

Durch eine aktuelle Überprüfung im Gelände durch fachkundige Personen 

wurde vor Ort festgestellt. dass weitere Baumhöhlen, Fäulnishöhlen etc. 

existieren, die nicht in der Kartierung aufgeführt sind. Insofern ist diese 

Kartierung nicht mehr aktuell und als Planungsgrundlage abzulehnen. Die 

örtlichen Begehungen fanden am trassennahen Rand vom Ritterbusch 

nördlich Hof Westhoff Herlage, in 2 Eichenwäldchen südlich des Axtbaches 

bei von Müller und in einem direkt betroffen Wäldchen südlich der 

Waschstrasse und Wäldern östlich Uphues im November 2024 statt. Dazu 

liegen Fotos und Aktenvermerke der Kartierer vor.  

Neue Kartierung mit erweiterten Methoden erforderlich 

Aufgrund der aufgezeigten Defizite durch die veraltete Datengrundlage und 

die unvollständige Erfassung der Fledermausarten und ihrer Gebäude- und 

Baumquartiere ist für eine artenschutzrechtliche Prüfung zwingend eine 

neue Bestandserfassung vorzunehmen (zu den Anforderungen der bei 

einer neuen Erfassung anzuwendenden Kartiermethodik verweisen wir auf 

Ziffer 5.2.2 dieser Stellungnahme). 

7.1.2 Amphibien  

Amphibienkartierung nicht flächendeckend und methodisch unzureichend 

Zu kritisieren ist, dass in Abstimmung mit Straßen NRW nur die Gewässer 

aufgesucht wurden, die für Kammmolch und Laubfrosch geeignet schienen 

(ASP, S. 39). Ob die Auswahl der Untersuchungsgewässer fachlich 

begründet und nachvollziehbar ist, kann nicht beurteilt werden, da die in der 

 

18 Albrecht, K., T. Hör, F. W. Henning, G. Töpfer-Hofmann, & C. Grünfelder (2013): 

Leistungsbeschreibungen für faunistische Untersuchungen im Zusammenhang mit 

landschaftsplanerischen Fachbeiträgen und Artenschutzbeitrag. Forschungs- und 

Entwicklungsvorhaben FE 02.0332/2011/LRB im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung. Schlussbericht Dezember 2013 

19 MULNV & FÖA (2021): Methodenhandbuch zur Artenschutzprüfung in NRW – 

Bestandserfassung, Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen und Monitoring, Aktualisierung 

2020, zu Fledermäusen s. auch Anhang 5  
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ASP genannte Untersuchung von HÄRTEL (2019) nicht vorliegt. Zudem 

wurden Gewässer an Hofstellen überwiegend nicht kartiert.  

Die fünf Erfassungstage im Jahr 2021 lagen zwischen dem 4.3. und dem 

5.7. Die ersten beiden Termine (4.3. und 17. - 20.4.) liegen außerhalb des 

zum Verhören / Sichtbeobachtung des Laubfroschs geeigneten Zeitraums 

von Mai bis August, der erste Termin (4.3.) außerhalb des für den 

Kammmolch geeigneten Zeitraums zur Sichtbeobachtung / Reusenfang 

von Mitte April bis August. Der Termin im August sollte bei der Erfassung 

des Laubfrosches eine Sichtbeobachtung/Suche nach diesjährigen 

Jungtieren im gewässernahen Umfeld umfassen (vgl. zu diesen metho-

dischen Anforderungen: MULNV/FÖA: Methodenhandbuch Artenschutz-

prüfung, Bestandserfassung und Monitoring Anhang 4). Die 1. Begehung 

am 4.03.2021 ist für die Erfassung von Kammmolch und Laubfrosch nicht 

nur vom Zeitraum, sondern auch von den Temperaturen als ungeeignet zu 

bewerten, da sie bei Temperaturen von 2 – 3 Grad Celsius stattfand (vgl. 

ASP, S. 39, Tab. 7).  

Es ist zudem anzumerken, dass bei der 4. Begehung vom 15.6 - 18.6.2021 

eine Temperatur von 18 - 38 Grad Celsius angegeben wurde, während im 

gleichen Zeitraum bei der 7. Tagbegehung der Vögel nur eine Temperatur 

von 7 - 10 Grad Celsius geherrscht haben soll. Diese Angaben sind zu 

überprüfen.  

Durch die angewandten Methoden zur Erfassung der Amphibien wurden 

zudem keine Landlebensräume und Wanderbeziehungen erfasst. 

Zusammen mit der unvollständigen Bestandsaufnahme von Gewässer- 

und Landlebensräumen fehlt es somit an den fachlich zwingend 

erforderlichen Grundlagen für eine artenschutzrechtliche Prüfung.  

Es bedarf somit einer neuen Bestandsaufnahme der Amphibien unter 

Beachtung der fachlichen Methodenstandards, zu den Anforderungen 

siehe unsere Ausführungen unter 6.2.3 dieser Stellungnahme.  

7.1.3 Vögel 

Bestanderfassung unvollständig  

Aufgrund der unzureichenden Einbeziehung der Hofstellen im 

Untersuchungsraum in die Kartierungen wurden dort typischerweise 

vorkommende Arten nicht vollständig erfasst. Da einige der 

artenschutzrechtlich relevanten Fledermaus- und Vogelarten ihre 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten in Gebäuden haben, ist dieser Mangel 

gravierend. Eine ergänzende Kartierung ist zwingend erforderlich. 

Bei der Schleiereule wurde nur ein Brutpaar nachgewiesen. Da die 

Hofstellen nach Angabe der meisten Hofbesitzer nicht kartiert wurden, sind 

weitere Schleiereulenvorkommen nicht ausgeschlossen. Nach S. 57 der 

ASP besteht für die Schleiereule ein sehr hohes allgemeines Tötungsrisiko 

an Straßen, dementsprechend sind Nachkartierungen der Hofstellen 

unumgänglich. Beim Steinkauz wurden 2 Vorkommen in der Nähe von 

Hofstellen nachgewiesen (S. 61 der ASP). Für die Art besteht ein sehr 
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hohes Tötungsrisiko an Straßen. Da viele Hofstellen nicht kartiert wurden, 

sind weitere Vorkommen nicht ausgeschlossen. 

Es ist zu prüfen, ob die Axtbachaue eine Funktion für Rastvögel und 

Wintergäste hat. Ist dieses der Fall, sind im Frühjahr (Anfang Februar - 

Ende April) und Herbst (Anfang August - Ende November) sowie im Winter 

(Winterrastbestände) Kartierungen durchzuführen.  

7.1.4 Fischotter 

In der ASP (S. 30, Tab. 1) wird für den Fischotter aufgrund der LANUV-

Daten als möglicher Status im Untersuchungsraum aufgrund des 

Nachweises im MTB-Q 4115-1 „Nahrungshabitat, pot. Wanderkorridor“ 

angegeben. Im Kapitel 4.3.2.1 der ASP (S. 40) wird neben dem MTB-Q-

4115-1 „Rheda-Wiedenbrück“ auch das MTQ 40014 „Sassenberg“ 

(nordwestlich außerhalb des Untersuchungsraums) als vorliegende aktuelle 

Informationen zum Vorkommen des Fischotters angeführt. Dabei wird der 

Abschnitt der Axtbachaue innerhalb des Untersuchungsraumes als 

„potenzieller Wanderkorridor mit nur geringer Nahrungshabitateignung für 

den Fischotter“ bewertet. Allerdings befindet sich nordwestlich angrenzend 

an den Untersuchungsraum in der Umgebung von Beelen ein Bereich mit 

als Fortpflanzungs- und Ruhestätten geeigneten Lebensraumstrukturen. In 

der ASP wird daraus die Schlussfolgerung gezogen, dass „ein Vorkommen 

der Art auf der Durchwanderung oder als Nahrungsgast … daher in der 

gesamten Axtbachaue nicht auszuschließen (ist.).“ (ASP, S. 40).  

Aufgrund der erfolgten Einwanderung und Ausbreitung des Fischotters 

nach/in NRW, insbesondere im Münsterland, aber auch in Ostwestfalen20, 

ist eine Ausbreitung des hochmobilen Fischotters auch über den Axtbach 

als Wanderkorridor ebenso wenig auszuschließen, wie eine ggf. temporäre 

Nutzung der Altarmschlinge nördlich der Möhler Straße (K 52), die nach der 

ASP als Lebensstätte für den Fischotter geeignet ist. 

Für eine belastbare Einschätzung der artenschutzrechtlichen Risiken hätte 

eine Bestandserfassung des Fischotters erfolgen müssen. 

7.2 Bewertung der artenschutzrechtlichen Konflikte  

7.2.1 Fledermäuse 

Aufgrund nicht vorliegender aktueller und vollständiger Daten zum 

Vorkommen und zur Raumnutzung der Fledermausarten im 

Untersuchungsgebiet (s. oben unter 6.1.1), fehlt es an Daten zur Häufigkeit, 

Verteilung der Fledermausarten und zu ihren Lebensstätten sowie zu 

essenziellen Nahrungshabitaten und Flugrouten. Diese Kenntnisse sind für 

eine Prüfung der tatbestandlichen Voraussetzungen der 

artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote aber zwingend erforderlich. Die in 

der ASP (S. 45/46) erfolgte Bewertung der artenschutzrechtlichen 

 

20 

https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/saeugetiere/kur

zbeschreibung/6567 
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Betroffenheit für die im veralteten Gutachten ECHOLOT (2017) ermittelten 

10 Fledermausarten wird somit insgesamt abgelehnt.  

Für die angewandte Methodik zur Bewertung des Mortalitätsgefährdung 

nach BERNOTAT & DIERSCHKE bedarf es zur Ermittlung der 

vorhabentypspezifischen Mortalitätsgefährdung (vMG) der Bestimmung 

des konstellationsspezifischen Risikos (ksR), wofür aber Kenntnisse über 

die Verteilung der Artvorkommen im Untersuchungsraum sowie der 

Frequenz, Dichte und Aktionsräume im Bereich des Vorhabens (vgl. ASP, 

S. 21) zwingende Voraussetzung sind. Diese Kenntnisse liegen hier in der 

erforderlichen Aktualität und Vollständigkeit nicht vor. 

Nach der zwingend erforderlichen neuen Kartierung (s. oben unter 5.2.2, 

6.1.1) ist eine neue artenschutzrechtliche Bewertung hinsichtlich der bau- 

und betriebsbedingten Auswirkungen und Betroffenheiten der 

artenschutzrechtlichen Verbote vorzunehmen.  

7.2.2 Amphibien 

Bereits oben wurden die Mängel der Amphibienkartierung angesprochen. 

Somit fehlt es auch bei den Amphibien an einer Datengrundlage für eine 

rechtlich tragfähige Beurteilung der artenschutzrechtlichen Konflikte. 

Das Gewässer Nr. 12 liegt im unmittelbaren Randbereich nördlich der 

geplanten Trasse. Dort wurde der Kammmolch nachgewiesen. Es wird 

vermutet, dass es sich um eine Teilpopulation einer größeren 

Metapopulation handelt, die von der Biologischen Station 

Gütersloh/Bielefeld im Jahr 2021 nachgewiesen wurde. Diese tritt v.a. im 

südöstlichen Untersuchungsraum auf, so dass durch die geplante Trasse 

eine erhebliche Zerschneidungswirkung und mangelnder Genaustausch zu 

erwarten ist. Laut ASP wurden in vier der sieben beprobten 

Kleingewässern Nachweise des Kammmolches erbracht, drei der 

Gewässer liegen südlich, eines nördlich davon. 

Für die streng geschützte Art Kammmolch stellt die ASP (S. 73//4) für das 

Vorkommen im Trassennahbereich und dem von der Trasse 

zerschnittenen Kleingewässerkomplex bei Belenkamp im Südosten des 

Untersuchungsraumes fest, dass das Eintreten von allen artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht auszu-

schließen ist. Zudem ist zu beachten, dass durch den Trassenverlauf 

jegliche Entwicklungsmöglichkeiten zur Stabilisierung der Population und 

der Verbreitung ausgeschlossen werden. 

Aufgrund der Defizite bei der Methodik der Bestandsaufnahme (keine 

Scheinwerferkartierung im Trassenbereich, keine Fangzäune/-kreuze im 

Bereich der Anwanderung zu den Laichgewässern) und der nur selektiven 

Begehung/Beprobung einiger besonders geeigneter Gewässer, wobei 

deren Auswahl nicht nachzuvollziehen ist, ist nicht auszuschließen, dass es 

weitere Betroffenheiten von Lebensräumen von Kammmolch und 

Laubfrosch im Untersuchungsraum gibt. Dieses kann erst nach einer 

ergänzenden Kartierung unter Beachtung methodischer Anforderungen (s. 

oben unter 6.2.3) abschließend beurteilt werden. 
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7.2.3. Vögel  

Aufgrund der nicht vollständigen Erfassung der Vögel (s. oben unter 7.1.3) 

fehlt es auch bei den Vögeln an einer ausreichenden Datengrundlage für 

die Beurteilung aller artenschutzrechtlichen Konflikte. 

Auf Seite 49 der ASP wurde festgestellt, dass 101 Vogelarten im 

Untersuchungsgebiet vorkommen, davon sind 42 Arten planungsrelevant 

und 27 planungsrelevante Arten mit Brutnachweisen oder Brutverdacht. 

Baubedingt ist ein Eintreten von Verbotstatbeständen für die Brutvogelarten 

Feldschwirl, Gartenrotschwanz, Star, Bluthänfling, Feldlerche, Kiebitz, 

Kuckuck, Nachtigall, Wachtel, Waldlaubsänger, Waldschnepfe und 

Wiesenpieper nicht auszuschließen (S. 54 der ASP). 

Betriebsbedingte Störungen und Individuenverluste treten bei 

verschiedenen Vogelarten auf (S. 55ff der ASP).  

Dazu ein Beispiel: Der Mittelspecht kommt mit 5 Brutpaaren innerhalb des 

Korridors vor. Alle 5 Reviere befinden sich im Einwirkungsbereich der 

geplanten Trasse. Der Mittelspecht ist als lärmempfindliche Art eingestuft, 

so dass eine vergrämende Wirkung vorliegt (S. 56 der ASP). Im Text wird 

behauptet, dass eine regelmäßige Querung der Trasse zum Aufsuchen 

von Nahrungshabitaten nicht notwendig ist. Diese Behauptung ist nicht mit 

Fakten belegt und damit fraglich.  

Betriebsbedingt sind die Verbotstatbestände für die Arten Star, Steinkauz 

und Waldkauz nicht auszuschließen (S. 62 der ASP). Beim Star wurden 

allein 41 Brutnachweise und 45 Brutverdachte ermittelt (S. 58 der ASP). Im 

trassennahen Bereich ergibt sich ein hohes Tötungsrisiko, weil Stare 

benachbarte Offenlandhabitate aufsuchen. Allein 4 Paare des Waldkauzes 

befinden sich im Einwirkungsbereich der geplanten Trasse, so dass hier ein 

sehr hohes Tötungsrisiko besteht (S. 60 der ASP). Beim Steinkauz wurden 

2 Vorkommen in der Nähe von Hofstellen nachgewiesen (S. 61 der ASP). 

Für die Art besteht ein sehr hohes Tötungsrisiko an Straßen. Da viele 

Hofstellen nicht kartiert wurden, sind weitere Vorkommen nicht 

ausgeschlossen. 

Auf S.63 der ASP wird deutlich, in welchem Umfang durch die geplante 

Trasse Brutplatzverluste zu erwarten sind: 

• Bluthänfling 1 BP (10%)              aufgerundet 1 potenzieller Brutplatzverlust 

• Feldlerche 2 BR (10 bzw. 40%)         aufgerundet 1 potenzieller Brutplatzverlust 

• Feldsperling 3 BP (40%)             aufgerundet 1 potenzieller Brutplatzverlust 

• Haussperling 13 BP (40%)             aufgerundet 6 potenzielle Brutplatzverluste 

• Kiebitz 1 BR (25%)              aufgerundet 1 potenzieller Brutplatzverlust 

• Mäusebussard 4 BP (100%)            4 potenzielle Brutplatzverluste 

• Mittelspecht 5 BR (3x20%, 2x60%)   aufgerundet 2 potenzielle Brutplatzverluste 

• Nachtigall 1BP (10 %) aufgerundet   1 potenzieller. Brutplatzverlust 

• Schwarzspecht 2 BR (20 bzw. 40%)  aufgerundet 1 pot.Brutplatzverlust 

• Star 14 BP (40%)              aufgerundet 6 potenzielle Brutplatzverluste 

• Steinkauz 1 BP (20%)            aufgerundet 1 potenzieller Brutplatzverlust 

• Waldkauz 4 BR (3x20%, 1x60%)       aufgerundet 2 potenzielle Brutplatzverluste 
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In der Tabelle 12 auf der S.65 werden die relevanten Projektwirkungen 

dargestellt. Danach sind insgesamt 51 Brutpaare durch die 

Trassenplanung und deren Auswirkungen betroffen. Aus Sicht des 

Vogelschutzes ist diese Betroffenheit erheblich und damit die Planung 

abzulehnen. 

7.2.4 Fischotter 

Die in der ASP erfolgten Bewertungen zur nicht gegebenen erheblichen 

Störung nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgrund der Betroffenheit von 

nur Einzelindividuen in einem potenziellen Wanderkorridor und 

Nahrungshabitat geringer Bedeutung müssten durch eine 

Bestandserfassung abgesichert werden. Auf Grundlage der vorliegenden 

Daten sind nach Auffassung der Naturschutzverbände erhebliche 

Störungen nicht auszuschließen. 

Der in der ASP (S. 40) erkannte Konflikt hinsichtlich des Tötungsrisikos 

aufgrund bau- und betriebsbedingter Auswirkungen wird geteilt.   

7.3. Artenschutzrechtliche Maßnahmen zur Vermeidung und zum 

vorgezogenen Ausgleich („CEF-Maßnahmen“) 

Das artenschutzrechtliche Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 

geschützten Arten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) liegt nicht vor, wenn die 

ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin 

erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaß-

nahmen festgelegt werden, die diese Funktion sicherstellen (§ 44 Abs. 5 

BNatSchG). Diese konfliktmindernden und funktionserhaltende 

Maßnahmen müssen die kontinuierliche Funktionsfähigkeit einer Fort-

pflanzungs- oder Ruhestätte gewährleisten, damit die artenschutzrecht-

lichen Verbotstatbestände nicht eintreten. Voraussetzung für die Erfüllung 

dieser CEF-Maßnahmen sind fachliche Qualitätsanforderungen und -

merkmale, vgl. dazu u.a. Runge,H., Simon & Widdich,T. (2009)21. Die 

ökologische Funktion ist dann erfüllt, wenn nachgewiesen oder mit 

Sicherheit angenommen werden kann, dass es nicht zur Minderung des 

Fortpflanzungserfolgs oder der Ruhemöglichkeiten der betroffenen 

Individuengruppe kommen kann und die Größe der lokalen 

Individuengemeinschaft sich nicht signifikant verringert (ebd., S. 36). Die 

CEF-Maßnahmen müssen bereits zum Eingriffszeitpunkt vollständig oder 

zumindest so weitgehend wirksam sein, dass keine Engpasssituation für 

die betroffene Individuengemeinschaft entsteht (ebd., S. 41). 

 

21Runge,H, Simon & Widdich,T (2009 ):Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit von 

Maßnahmen des Artenschutzes bei Infrastrukturvorhaben, FuE-Vorhaben im Rahmen des 

Umweltforschungsplanes der Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 

Reaktorsicherheit im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz-FKZ 3507 82 080. 
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Die in m artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vorgesehenen CEF-

Maßnahmen erfüllen diese Anforderungen zum Teil nicht, siehe dazu zu 

den Fledermausarten unter 7.3.2,  zum Kammmolch unter 7.3.2 und den 

Vogelarten unter 7.3.3 dieser Stellungnahme. Bei den  Fledermausarten 

und dem Kammmolch sind die Bestandsaufnahmen zu den Vorkommen 

der Arten, ihrer Lebensstätten und der Wechselbeziehungen zwischen den 

Lebensstätten und essenzielen Nahrungshabitaten so defizitär, dass es an 

der fachlichen Grundlage zur Beurteilung der Auswirkungen des 

Straßenbauprojektes auf die lokale Individuengemeinschaft der Arten und 

der Konzeption von CEF-Maßnahmen mangelt (s. unter 7.2.1, 7.2.2.). 

7.3.1 Fledermäuse 

Aufgrund nicht vorliegender aktueller und vollständiger Daten zum 

Vorkommen und zur Raumnutzung der Fledermausarten im 

Untersuchungsgebiet (s. oben unter 7.1.1), fehlt es an den Grundlagen zur 

Erarbeitung eines Konzeptes sowohl für die erforderlichen Maßnahmen zur 

Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände als 

auch für die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen („CEF“).  

Bei der erforderlichen Überarbeitung des Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrags nach Vorlage einer neuen Fledermauskartierung fordern die 

Naturschutzverbände die strikte Beachtung der Vorgaben des „Merkblattes 

zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und zur Vernetzung von 

Lebensräumen an Straßen (M AQ).22  

Das jetzt vorgelegte Maßnahmenkonzept ist in jedem Fall ungenügend. Bei 

den laut ASP geplanten Maßnahmen für die in der ASP ermittelten 

Konfliktbereiche wurden die Vorgaben des MA Q nicht eingehalten. Darauf 

weist RegioConsult (2024)23 in seiner Kurz-Stellungnahme deutlich hin:  

„Die Querung der Trasse ist durch die BW Nr. 7 und BW Nr. 14 

vorgesehen.  

Das Bauwerk Nr. 7 hat eine lichte Höhe von > 4,70 m und eine lichte Weite 

von 15,25 m. Die B 64n soll über die L 806 (Letter Straße) geführt werden. 

Beidseitig der B 64n ist ein 3,00 m hohe Irritationsschutzwand vorgesehen.  

Die Fledermäuse werden also gezwungen in den Straßenraum 

einzufliegen, um die Trasse zu queren. Zudem wird dieser Bereich und die 

zugehörigen Leitstrukturen beleuchtet sein. Dies beeinträchtigt die Funktion 

dieser Maßnahme und widerspricht den Vorgaben des M AQ.  

Am BW Nr. 14 wird der Weg Merschholz über die B 64n geführt. In diesem 

Bereich sind Gehölzstreifen auf den Böschungen vorgesehen, um die 

Fledermäuse über die Bundesstraße zu führen.23 Diese Form der 

 

22 FGSV (2022): Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und zur Vernetzung von 

Lebensräumen an Straßen 

23 RegioConsult: „Ergebnisse der Sichtung der Unterlagen zum Artenschutz“, Dezember 2024, s. 

Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 

19.01.2025 
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Querungshilfe soll laut M AQ nur im Ausnahmefall zur Anwendung 

kommen. Auf der Brücke selbst sind Irritationsschutzzäune vorgesehen. 

Diese müssen jedoch auch beidseitig und parallel der Trasse der B 64n 

angebracht werden, um ein „Abtauchen“ auf die Trasse zu verhindern. 

Entlang der Trasse sind zahlreiche dichte Waldrandunterpflanzungen 

vorgesehen. Es ist zu prüfen, inwieweit diese dazu führen, dass 

Fledermäuse auf die Trasse geleitet werden. 

Die Bauwerke Nr. 825 und Nr. 1626 sollen zusätzlich als 

Querungsmöglichkeiten für Fledermäuse ausgestaltet werden.27 An diesen 

Bauwerken fehlt es in der Artenschutzkarte an Irritationsschutzwänden und 

an Leitpflanzungen, während sie im Lageplan der Unterlage 3, Blatt 3 

eingetragen sind. Am BW 16 sind nur beidseits der Brücke in Unterlage 3 

Blatt3 Irritationsschutzwände vorgesehen, diese müssen nach beiden 

Seiten verlängert werden, soweit die Trasse geländenah im Bereich Bau-

km 6+300 bis 6+400 sowie 6+800 verläuft. 

Durch den Einzelbaumschutz im direkten Trassenbereich werden die Tiere 

entlang der Roßkastanien-Allee der Brocker Str. weiterhin direkt auf die 

Trasse geführt. Die Irritationsschutzwand endet hier vorzeitig……“ (zum 

Fledermausschutzkonzept BW Nr. 15 siehe Froelich & Sporbeck (2022): 

Maßnahmenplan LBP 9.2 Blatt 9)“ 

Im Fachbeitrag wird hierzu folgendes festgehalten. 

„Zur Vermeidung betriebsbedingter Störungen (Lichtimmissionen) werden 

mindestens 3 m hohe blickdichte Irritationsschutzwände in Querungsbereichen 

errichtet. Die Errichtung der Irritationsschutzwände erfolgt beidseitig entlang der 

Trasse im Bereich des Unterführungsbauwerks BW 7 sowie beidseitig auf den 

Überführungsbauwerken BW 8, BW14 und BW 16.“  

Ebenso nicht nachvollziehbar ist die Idee, die Fledermäuse über die B 64n 

in Dammlage queren zu lassen (Abb. 6: VART 2). Hier entfalten die 

Kammmolchtümpel eine große Attraktionswirkung“ (vgl. Froelich & 

Sporbeck (2022): Maßnahmenplan LBP 9.2/Blatt 10).  

ACEF16 „Anbringen und Aufstellen von Stammabschnitten mit Höhlen oder 

Spalten“ 

Die Naturschutzverbände teilen die Einschätzung, dass nach aktuellen 

Erkenntnissen Fledermauskästen zumeist nicht als Ersatz für den Verlust 

von Baumquartieren geeignet sind.  

Für die vorgesehene Maßnahme der Bergung von eingriffsbetroffenen 

Stammabschnitte mit Höhlen / Spalten und deren Befestigung senkrecht an 

anderen Bäumen stehen laut ASP (S. 84) aufgrund des erforderlichen Aus-

gleichs im Verhältnis 1:3, nicht ausreichend „Naturhöhlen“ zu Verfügung. 

Es können nur 44 Höhlen aus der Natur entnommen werden. Der 

zusätzliche Bedarf von 88 Höhlen soll durch das Anbringen von 

seminatürlichen Fledermaushöhlen gedeckt werden. Dabei handelte sich 

um Höhlenimitate in Stammstücken. Für den Nachweis der Wirksamkeit 

dieser Höhlenimitate fehlen jegliche Angaben. Ohne einen solchen 

Nachweis, der die Annahme von Höhlenimitaten durch die von der B64n 
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betroffenen Arten mit Quartierverlusten belegt, kann die Maßnahme als 

CEF-Maßnahme nicht anerkannt werden. 

Wegen der unzureichenden Kenntnisse über die betroffenen Arten sowie 

die unvollständige Erfassung der vom Eingriff betroffenen Baumquartiere 

ist die Festlegung von CEF-Maßnahmen weder von der Maßnahmenart 

noch dem Maßnahmenumfang zum jetzigen Zeitpunkt möglich. 

7.3.2 Amphibien 

Aufgrund nicht vorliegender vollständiger Daten zum Vorkommen und zur 

Raumnutzung der von Kammmolch und Laubfrosch im 

Untersuchungsgebiet (s. oben unter 7.1.2), fehlt es an den Grundlagen zur 

Erarbeitung eines Konzeptes sowohl für erforderlicher Maßnahmen zur 

Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände als 

auch für vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen („CEF“). Vorbehaltlich 

dieser grundsätzlichen Bedenken werden zu den in der ASP vorgesehen 

Maßnahmen folgende Einwendungen geltend gemacht. 

VAR 10 „Amphibienleiteinrichtungen Durchlässe (Betriebszeit)“ 

Als Querungshilfe für Amphibien, insbesondere des Kammmolchs, sieht die 

ASP mit der Maßnahme VAR 10 „Amphibienleiteinrichtungen Durchlässe 

(Betriebszeit)“ vor, dass bei Belenkamp (Ritterbusch) alle 30 Meter 

Kleintierdurchlässe 1x1m angelegt werden, die mit einer Amphibien-

leiteinrichtung verbunden sind. Es ist mehr als fraglich, ob diese Querungs-

hilfe vom Kammmolch angenommen wird. Nach einem 

Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundeamtes für Straßenwesen von 

2010 wird bei Molchen ein max. Querschnitt von RQ11 für die Länge der 

Durchlässe als vertretbar angesehen (siehe Forschungs- und Entwick-

lungsprojekt 02.263/2005/LBR, Titel: Annahme von Kleintierdurchlassen 

von 2010, Seite134). Bei einem aktuell geplanten Querschnitt RQ15 wäre 

die Querungshilfe für die streng geschützte Art damit wirkungslos! 

ACEF 18 „Schaffung und Aufwertung von Kleingewässern für den 

Kammmolch 

Als CEF-Maßnahme „zum vorgezogenen Ausgleich der Beeinträchtigung 

(„Beschädigung“ durch Störung infolge Zerschneidung von 

Wechselbeziehungen) der Kammmolchvorkommen (Metapopulation im 

Kleingewässerkomplex des Bereichs „Belenkamp“) wird nördlich und 

südlich der geplanten B 64n je ein neues Kleingewässer (ca. 10 x 50 cm) 

im Grünland mit 20m-Pufferzone (Düngeverbot) um das jeweilige Ufer 

herum angelegt.“ (ASP S. 85). 

Bei der Beurteilung, ob diese 2 Kleingewässer in Höhe Hof Herlage, die 

neu angelegt bzw. optimiert werden sollen, sich als CEF-Maßnahme 

eignen, ist zunächst festzustellen, dass die Kammmolchkartierung in 

diesem Bereich unvollständig ist, wie die parallel durchgeführte Erfassung 

durch die Biologische Station Bielefeld/Gütersloh 2021 beweist. Es ist völlig 

unklar, wie groß die Population im Ritterbusch ist und wie die 

Wechselbeziehungen sind. Diese Kenntnisse müssten aber vorliegen, um 

beurteilen zu können, ob das Eintreten des Verbotstatbestand der 
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„Beschädigung durch die Störung inklusive der Zerschneidung von 

Wechselbeziehungen“ durch die Maßnahme überhaupt vermieden werden 

kann.  

In der Maßnahmen Karte ist ein Amphibienschutzzaun ( VART9 ) einge-

zeichnet, der das Kleingewässer auf der Südseite der geplanten Trasse 

nicht einbezieht. In Höhe des Kleingewässers ist zudem eine 

Ausweichbucht geplant. Bei diesem Dammquerschnitt der Trasse plus 

Ausweichbucht ist nach den aktuellen Forschungsergebnissen (s. oben) 

davon auszugehen, dass der Kammmolch die Querungshilfen nicht nutzen 

kann und damit der Verbotstatbestand erfüllt ist. Eine erhebliche und 

dauerhafte Beeinträchtigung der Kammmolchpopulation ist damit nicht 

auszuschließen. 

Hinzu kommt, dass nach RegioConsult (2024; S. 7) es auch fraglich, ist, 

„ob weitere Wanderbeziehungen des Kammmolchs auch weiter westlich im 

Bereich zwischen BW 17 (Trasse verläuft an GOK, bei Bau-km 7+000) – 

vgl. Unterlage 4, Übersichtshöhenplan, Blatt 3 – und BW 18 stattfinden und 

die Amphibiendurchlässe und die Leit- und Sperreinrichtungen nicht noch 

weiter nach Westen verlängert hätten werden müssen.“ Kritisiert werden 

die fehlenden Durchlässe für den Kammmolch und zu den Durchlässen 

führende geeignete Leiteinrichtungen im Trassenabschnitt 6+900 bis 

7+500, wodurch die Wanderbeziehungen zwischen den Gewässern 

unterbrochen werden und somit die Erreichbarkeit der neuen 

anzulegenden Kleingewässer (ACEF 18) nicht gegeben ist.  

Für den Kammmolch kann nach dem derzeitigen Stand des Antrags auf 

Planfeststellung das Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstat-

bestände der Beschädigung von Lebensstätten in Verbindung mit dem 

Störungsverbot nicht ausgeschlossen werden. Damit wäre zu prüfen, ob 

die naturschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme nach § 45 

Abs. 7 BNatSchG (zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen 

Interesses, keine zumutbare Alternative und keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der Populationen einer Art) vorliegen.  

7.3.3. Vögel 

Aufgrund der erheblichen Beeinträchtigungen mit Verlusten von Brutplätzen 

zahlreicher Arten (s. oben unter 6.2.3), sind zur Vermeidung des Auftretens 

artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zahlreiche CEF-Maßnahmen 

geplant. Es bestehen Zweifel, ob diese Maßnahmen in allen Fällen 

geeignet sind, die aufgezeigten Verluste von Brutplätzen 

artenschutzrechtlich auszugleichen, insbesondere beim Mittelspecht. 

Zudem bestehen hinsichtlich der Flächenverfügbarkeit erhebliche 

Bedenken gegen das Maßnahmenkonzept.  

VAR8 Waldrandunterpflanzung mit integriertem Kollisionsschutzzaun 

Bei der Waldrandunterpflanzung mit Zaun wird auf S.78 der ASP 

vorgeschlagen, den vorgelagerten Saum an Sträuchern jährlich 

zurückzuschneiden. Es besehen Bedenken, dass  dieses im Rahmen der 

Straßenunterhaltung gewährleistet werden kann. 
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ACEF7 Entwicklung und Pflege von Habitaten für den Kiebitz 

Beim Kiebitz kommt es störungsbedingt zum Verlust eines Brutplatzes 

(ASP, S. 63). Die hierfür zum vorgezogenen artenschutzrechtlichen 

Ausgleich vorgesehene Maßnahme ACEF7 hat einen Flächenumfang von 

1,5 ha und liegt circa 3,9 km Entfernung nordöstlich des Eingriffsortes 

(ASP, S. 80).  

Es bestehen zwar keine Bedenken gegen die grundsätzliche Eignung der 

laut ASP (S. 80) mit der Biologischen Station Gütersloh/Bielefeld zur 

Entwicklung zur Entwicklung eines Kiebitz-Lebensraumes, aber Bedenken 

gegen die Eignung der Maßnahme als vorgezogene CEF-

Ausgleichsmaßnahme, da ein Erhalt der Funktion der konkret betroffenen 

Lebensstätte im räumlichen Zusammenhang bei einer Entfernung von     

3,9 km zumindest fraglich ist.  

ACEF9 Förderung totholzreicher Altholzbestände mit hohem Eichenanteil für 

den Mittelspecht. 

Bei der Maßnahme ACEF9 ist für 2 Brutpaare des Mittelspechtes 

Altholzentwicklung vorgesehen. Diese soll auf insgesamt 10 Hektar in 

Eichenbeständen lt. Maßnahmen Blatt realisiert werden. Dieser Vorschlag 

ist rein theoretischer Natur, weil diese Bestände nicht zur Verfügung 

stehen.  

Auch bestehen Bedenken gegen die Eignung der Maßnahme, da die in 

den Wäldern geplanten Maßnahmen des Nutzungsverzicht bzw. Erhöhung 

des Erntealters in Altholzbeständen sowie durch die Förderung von Totholz 

je nach Ausganssituation der Maßnahmenflächen (Alter, Struktur, 

Baumarten) allenfalls mittelfristig wirksam sind. Damit bestehen erhebliche 

Zweifel, dass durch die Maßnahme die rechtlich erforderliche ökologisch-

funktionale Kontinuität der Lebensstätten gesichert ist. 

Für den Mittelspecht kann nach dem derzeitigen Stand des Antrags auf 

Planfeststellung das Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstat-

bestände der Beschädigung von Lebensstätten in Verbindung mit dem 

Störungsverbot nicht ausgeschlossen werden. Damit wäre zu prüfen, ob 

die naturschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme nach § 45 

Abs. 7 BNatSchG (zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen 

Interesses, keine zumutbare Alternative und keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der Populationen einer Art) vorliegen. 

Bedenken zu den Maßnahmen ACEF1, ACEF2, ACEF3, ACEF7, ACEF8, ACEF9., 

ACEF10 

Die vorgezogene Maßnahme ACEF1 dient der Habitatentwicklung für den 

Bluthänfling am Hof Pavenstädt-Vissing. Der Bluthänfling wurde lt. 

Maßnahmen Blatt aber am Hof Herlage bestätigt. Die Verortung dieser 

Maßnahme ist nicht nachvollziehbar.  
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Diese und weitere Maßnahmen wie ACEF10 (Nachtigall) oder ACEF3 

(Feldschwirl) sollten sinnvollerweise in der Axtbachaue im Zusammenhang 

geplant werden. 

Gleiches gilt für die Habitatentwicklung ACEF8 für den Mäusebussard, auch 

diese Flächen könnten in der Axtbachaue verortet werden, da es hier um 

eine Umwandlung von Acker in Grünland geht. 

Bei der Maßnahme ACEF9 ist für 2 Brutpaare des Mittelspechtes 

Altholzentwicklung vorgesehen. Diese soll auf insgesamt 10 Hektar in 

Eichenbeständen lt. Maßnahmen Blatt realisiert werden. Dieser Vorschlag 

ist rein theoretischer Natur, weil diese Bestände nicht zur Verfügung 

stehen. 

Die Funktionsfähigkeit von CEF-Maßnahmen darf auch nicht durch 

zusätzliche Beeinträchtigungen wie z.B. Freizeitnutzungen oder Prädatoren 

verringert werden. So reagieren z.B. Feldlerche und Kiebitz empfindlich auf 

Prädatoren wie Fuchs und Waschbär. Dazu fehlen Angaben zu ACEF2 oder 

ACEF7. 

7.3.4 Fischotter 

Den vorgesehenen Maßnahmen VAR 5 – 7 zur Vermeidung des bau- und 

betriebsbedingten Tötungsrisikos (ASP, S. 87) wird grundsätzlich 

zugestimmt, dabei ist die Einhaltung der fachlich vorgegebenen Standards 

des Merkblattes zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und zur 

Vernetzung von Lebensräumen an Straßen (M AQ) zwingend einzuhalten. 

Der hierzu im Maßnahmenblatt enthaltene Verweis auf das M AQ sollte um 

die konkret zu beachtenden Vorgaben für die hier geplanten Maßnahmen 

ergänzt werden. Für die geplante Schutzmaßnahme einer Zäunung mit 1,5 

m Höhe bis 300m über den Gewässerverlauf sind dauerhafte Kontrollen 

und ggf. erforderliche Erhaltungsmaßnahmen sicherzustellen. 

Bei der Anlage von Bermen in den Gewässerunterführungen der Bauwerke 

(BW) 2, 3, 11 ist unter anderem eine weitestgehende Überschwemmungs-

sicherheit bis zum HQ 10 zu gewährleisten. RegioConsult (202424) weist 

hierzu auf die in der Bauwerkskizzen zum BW 11 fehlenden Eintrag des 

HW 10 und des MW hin. Weiter wird gefordert, dass die „Gutachter 

ausschließen (müssen), dass die kleinen Gewässer an den Bauwerken Nr. 

5, 6, 15, 17, 19 Wanderkorridore des Fischotters darstellen, da bei diesen 

keine Bermen vorgesehen sind.“ (Regio-Consult 2024, S, 4).  

7.3.5 Fazit zum Artenschutz 

In der ASP (S.79ff.) werden insgesamt 18 verschiedene CEF-Maßnahmen 

für 14 Vogelarten, für den Kammmolch und für Fledermäuse vorgegeben. 

Der Umfang dieser Maßnahmen macht deutlich, wie erheblich der geplante 

Eingriff im artenschutzrechtlichen Sinne ist. Allein 28,7 ha Fläche sind aus 

der Nutzung zu nehmen und umzugestalten. Darüber hinaus sind 132 

 

24 RegioConsult: „Ergebnisse der Sichtung der Unterlagen zum Artenschutz“, Dezember 2024, 

s. Stellungnahme der Kanzlei Rechtsanwälte Günther/ Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen vom 

19.01.2025 
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Bäume aus der Nutzung zu nehmen und als Altholz langfristig zu erhalten, 

132 Höhlennistkästen sind zusätzlich anzubringen. Es ist mehr als fraglich 

ist, ob die Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen bis zum möglichen 

Baubeginn für alle Arten nachgewiesen werden kann. 

Auf Grundlage der zur Planfeststellung vorgelegten Unterlagen zum 

Artenschutz ist für die Arten Kammmolch und Mittelspecht vom Eintreten 

der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Beschädigung von 

Lebensstätten in Verbindung mit dem Störungsverbot auszugehen. Damit 

wäre zu prüfen, ob die naturschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine 

Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG (zwingende Gründe des 

überwiegenden öffentlichen Interesses, keine zumutbare Alternative und 

keine Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen einer 

Art) überhaupt vorliegen. Für weitere Arten (mehrere Fledermausarten, 

Kiebitz, Bluthänfling) bestehen zumindest Zweifel an der Eignung bzw. 

Wirksamkeit der geplanten Maßnahmen. 

Das vorgelegte Maßnahmenkonzept ist nach dem heutigen Kenntnisstand 

nicht umsetzbar, da die Verfügbarkeit über die Maßnahmenflächen nicht 

gegeben ist. Da vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaß-

nahmen aufgrund des zu wahrenden räumlichen Funktionsbezug zur 

betroffenen Lebensstätte in ihrer räumlichen Verortung nur sehr 

eingeschränkt auf andere Flächen verlegt werden können, steht damit die 

Umsetzbarkeit der Planung grundsätzlich in Frage. 

8. Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, Entwässerungsplanung 

und Hochwasserschutz 

Die vorgelegten wassertechnischen Unterlagen (Erläuterungsbericht 

Wassertechnik, wasserrechtlicher Erlaubnisantrag, Hydraulisches 

Gutachten, WRRL-Fachbeitrag) wurden alle Ende 2021 / Anfang 2022 

erstellt und berücksichtigen daher eine Vielzahl an neuen 

Bewertungsgrundlagen, die seitdem veröffentlicht wurden, nicht. Dies führt 

an vielen Stellen zu falschen Beurteilungen des Sachverhaltes. Dieses 

betrifft insbesondere für den WRRL-Fachbeitrag zu. Es fehlen bewertungs-

erhebliche Aspekte, zahlreiche Aussagen werden fachlich nicht belegt bzw. 

keine Quellen genannt und es wird auf einen nicht mehr gültigen 

Bewirtschaftungsplan bzw. ein nicht mehr gültiges Maßnahmenprogramm 

Bezug genommen. 

Die vorliegenden wassertechnischen Unterlagen sind daher insgesamt als 

Entscheidungsgrundlage im Rahmen der Planfeststellung ungeeignet. Der 

vorgelegte WRRL-Fachbeitrag ist nicht geeignet, um eventuelle Verstöße 

gegen das Verschlechterungsverbot oder das Verbesserungsgebot mit der 

notwendigen Sicherheit erkennbar zu machen. 

8.1     Berechnungs- und Bemessungsgrundlagen 

Der Entwässerungsplanung wurden für die Abflussermittlung die Werte der 

Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Entwässerung (RAS-Ew) 

zugrunde gelegt. 



  
 

 

 

 

 

 Seite 52 von 63  

Im Erläuterungsbericht Wassertechnik wird angegeben, dass die 

Grundwerte zur Ermittlung der Abflüsse in straßeneigenen Mulden, Rinnen 

und Leitungen der Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Entwässerung 

(RAS-Ew) entnommen wurden. Am 04.03.2022 wurde diese Richtlinie 

jedoch durch die Richtlinien für die Entwässerung von Straßen (REwS 21) 

abgelöst Dies ist insofern von Bedeutung, als die Neuausgabe der REwS 

die in jüngster Zeit zunehmenden Starkregenereignisse, z. B. durch die 

Umsetzung des konsequenten Vorrangs der flächenhaften Versickerung 

von Straßenoberflächenwasser gegenüber der Fassung und Ableitung in 

oberirdische Gewässer sowie durch den notwendigen Ausbau der 

Rückhaltung dort, wo Versickerung nicht möglich ist, berücksichtigt. Die 

REwS beruhen außerdem auf aktuellen Untersuchungsergebnissen, in 

denen unter Verwendung der etablierten Bemessungsansätze und auf 

Basis von projizierten Starkregenzunahmen die Bestandteile der 

Straßenentwässerung im Hinblick auf deren Funktionsfähigkeit betrachtet 

wurden.  

Für Regenrückhalteräume an Straßen zeigt sich auf Grund von 

unterschiedlichen regionalen Entwicklungen von Starkregenereignissen die 

Notwendigkeit, in Abhängigkeit von den regionalen klimatischen 

Bedingungen ggf. einen Zuschlag von bis zu 20% auf das berechnete 

Rückhaltevolumen von Regenrückhaltebecken zum Ansatz zu bringen, 

was in den REwS 21 entsprechend umgesetzt wurde. (vgl. Allgemeines 

Rundschreiben Straßenbau Nr. 06/2022). 

Die REwS 21 gibt außerdem vor, dass immer die aktuellen KOSTRA-

DWD-Daten nach den Vorgaben des Deutschen Wetterdienstes zu 

verwenden sind. In den vorliegenden Unterlagen wurden nicht die zum 

Zeitpunkt der Erstellung aktuellen Daten verwendet. So basiert die Planung 

auf KOSTRA-DWD 2000, das auf Daten von 1951 bis 2000 basiert. Im 

Jahr 2016 wurde KOSTRA DWD-2010 veröffentlicht und 2017 eine 

Revision dieses Datensatzes (KOSTRA-DWD-2010R. Dies wären die zum 

Zeitpunkt der Erstellung der Unterlagen aktuellen Daten gewesen.  

Mittlerweile wurde der Datensatz umfangreich überarbeitet und mit 

KOSTRA-DWD-2020 liegt nun ein Datensatz mit dem Bezugszeitraum 

1951 bis 2020 vor. Dieser gilt seit Januar 2023. 

Dies ist insofern von Bedeutung, als die Verwendung des aktuellen 

Datensatzes zu entsprechend höheren Einleitungsmengen führen kann. 

Daraus wiederum ergibt sich gegebenenfalls die Notwendigkeit zur Anlage 

von Regenrückhaltebecken. Eventuell sind auch Retentionsbodenfilter zur 

Abpufferung des schadstoffbelasteten Niederschlagswassers erforderlich. 

Insgesamt entspricht die wassertechnische Planung damit nicht dem Stand 

der Technik. Eine grundlegende Überarbeitung ist erforderlich.  

8.2     Ausgleich des Retentionsraumverlustes 

Im hydraulischen Gutachten findet sich auf S.31 folgende Aussage zur 

Ausgleichsfläche für den Retentionsraumverlust: 

Die Fläche befindet sich bereits im Überschwemmungsgebiet des 

Axtbaches und ist in der landschaftspflegerischen Begleitplanung als 
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Ausgleichsfläche mit Laubwaldanpflanzung vorgesehen. Auf 

Datengrundlage von drei Grundwassermessstellen des GW-Körpers in 870 

m, 990 m und 2,36 km Entfernung von der vorgesehenen Fläche ergeben 

sich Flurabstände von nicht weniger als 1,5 m, sodass die abgesenkte 

Fläche nicht im Grundwasser steht und als Ausgleichsfläche geeignet ist. 

Hinsichtlich der gewählten Arten für eine Bepflanzung ist der verbleibende 

GW-Flurabstand von rund 0,7 m zu berücksichtigen. 

Leider ist die Lage der zugrunde gelegten Grundwassermessstellen nicht 

erkennbar (keine Karte, keine Messtellennummer). Eine eigene 

Auswertung der Messstellen im Umfeld der geplanten Maßnahme über 

ELWAS-WEB ergab ein völlig anderes Bild: 

So steigen die Flurabstände zwar tendenziell, einzelne Werte liegen jedoch 

regelmäßig unter 1m (Karten der Messstellen und Flussabstandslinien 

siehe Anhang). Die ausgewerteten Messtellen liegen nicht direkt in der 

Axtbachaue. Hier ist mit eher höher anstehendem Grundwasser zu 

rechnen. Das bedeutet, dass durch den Abtrag von 0,8m Boden auf einer 

Fläche von 5-6 ha das Grundwasser angeschnitten wird. Aus diesem 

Grund ist die Fläche für die Herstellung eines Retentionsraumes 

ungeeignet.  

Die Planung muss komplett überarbeitet werden. 

Im FB-WRRL heißt es: Der Ausgleich ist mit Kompensations- und 

Artenschutzmaßnahmen vereinbar, es seien keine schutzwürdigen Böden 

vorhanden. Zumindest in Teilen ist hier jedoch Plaggenesch als 

schutzwürdiger Boden betroffen. 

8.3    Wasserrechtlicher Erlaubnisantrag 

Im wasserrechtlichen Erlaubnisantrag werden die Einleitmengen an den 44 

Einleitstellen angegeben. Da sich auf der Datenbasis von KOSTRA-DWD-

2020 eine höhere Regenspende ergibt, erhöhen sich auch die 

Einleitmengen an allen Einleitungsstellen, so dass der Erlaubnisantrag 

entsprechend überarbeitet werden muss  (vgl. RegioConsul: 

Kurzstellungnahme zum Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie und zum 

Erläuterungsbericht Wassertechnik.Dezember 2024). 

8.4     Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie 

Der vorgelegte WRRL-Fachbeitrag ist nicht geeignet, Verstöße gegen das 

Verschlechterungsverbot oder das Verbesserungsgebot mit der 

notwendigen Sicherheit zu erkennen. Die Beurteilung erfolgt ausschließlich 

verbal-argumentativ mit relativierenden Aussagen, anstatt anhand von 

Messungen und immissionsorientierten Schadstoffberechnungen eine 

Verschlechterung der betroffenen Gewässer fachlich fundiert 

auszuschließen. 

Der Fachbeitrag WRRL ist schon deshalb abzulehnen, weil er auf dem 

nicht mehr geltenden Bewirtschaftungsplan (BWP) und 

Maßnahmenprogramm 2016-2012 beruht. Am 22.12.2021 wurde der 

Bewirtschaftungsplan 2022-2027 veröffentlicht. Der WRRL-Fachbeitrag ist 

auf den 10.12.2021 datiert. Bis zur Vorlage der Planfeststellungsunterlagen 
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wäre mehr als ausreichend Zeit für eine Aktualisierung des WRRL-FB 

gewesen. Insofern ist die Vorlage einer derart veralteten Unterlage nicht 

nachvollziehbar. 

Anlagenbedingte Beeinträchtigungen 

Auch hier wird ein veraltetes Regelwerk zugrunde gelegt: Die 

Querschnittsabmessungen erfolgten auf der Grundlage des "Merkblattes 

zum Amphibienschutz an Straßen". 

Zu verwenden wäre das Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere 

und zur Vernetzung von Lebensräumen an Straßen (M AQ). Die neueste 

Ausgabe 2022 ersetzt die Ausgabe 2008 des M AQ und das „M AmS - 

Merkblatt zum Amphibienschutz an Straßen“, Ausgabe 2000. 

Betriebsbedingte Wirkungen – Einleitung von Straßenabwässern 

Im Wesentlichen ist die Entwässerung in oberirdische Gewässer 

vorgesehen. Insgesamt sollen ca. 175 l/s Straßenabwässer verteilt auf 44 

Einleitstellen eingeleitet werden. Laut Wassertechnischem 

Erläuterungsbericht sind „keine Rückhaltemaßnahmen aufgrund von 

Überschreitungen der Einleitmengen erforderlich“ und das obwohl die 

REwS 21 die Umsetzung des konsequenten Vorrangs der flächenhaften 

Versickerung von Straßenoberflächenwasser gegenüber der Fassung und 

Ableitung in oberirdische Gewässer sowie durch den notwendigen Ausbau 

der Rückhaltung dort, wo Versickerung nicht möglich ist, vorsehen. 

In Bezug auf den Zustand der Gewässer sind neben der Einleitungsmeng e 

auch die enthaltenen Schadstoffe relevant. Auf der Straßenoberfläche 

angesammelte Stoffe werden vom Niederschlagsabfluss aufgenommen 

und abtransportiert. Im Abfluss treten nennenswerte Konzentrationen 

partikulärer, gelöster und feinpartikulär gebundener Stoffe auf, die eine 

Beeinträchtigung von Oberflächengewässern darstellen können. Als 

Parameter sind abfiltrierbare Stoffe (AFS), chemischer Sauerstoffbedarf 

(CSB), gesamter organisch gebundener Kohlenstoff (TOC), Cadmium (Cd), 

Kupfer (Cu), Blei (Pb), Zink (Zn), Palladium (Pd), Platin (Pt), 

Mineralölkohlenwasserstoffe (MKW), polyzyklische aromatische 

Kohlenwasserstoffe (PAK), Methyl-Tertiär-Butyl-Ether (MTBE) zu nennen. 

Ein Gutachten, das im Auftrag der Niedersächsischen Landesbehörde für 

Straßenbau und Verkehr erstellt wurde, kommt zu dem Ergebnis, dass die 

bislang übliche Vorgehensweise bei der Planung der Straßenentwässerung 

nach dem (inzwischen veraltetem) Stand der Technik (RAS-Ew) nach dem 

Emissionsprinzip eine Überschreitung der Umweltqualitätsnormen (UQN) 

hauptsächlich für die Parameter zur Beurteilung des chemischen 

Gewässerzustandes (Anlage 8 der OGewV) nicht ausschließen kann. 

Insbesondere für die PAK kann es beim Einsatz von 

Sedimentationsanlagen zur Behandlung von Straßenabflüssen zu einer 

Überschreitung der sehr geringen UQN kommen25.  

 

25 Ingenieurgesellschaft für Stadthydrologie mbH (2018): Immissionsbezogene Bewertung der 

Einleitung von Straßenabflüssen“ - Gutachten im Auftrag der Niedersächsischen Landesbehörde 

für Straßenbau und Verkehr (April 2018) 
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Ob aufgrund der Belange der Wasserrahmenrichtlinie zusätzliche, 

immissionsbezogene Maßnahmen erforderlich sind, ist nach den 

Hinweisen des Merkblattes zur Berücksichtigung der 

Wasserrahmenrichtlinie in der Straßenplanung (M WRRL) der 

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) aus dem 

Jahr 2021 mit einem stofflichen Nachweis im Rahmen des Fachbeitrags 

WRRL zu überprüfen. Diese Vorgehensweise sehen auch andere 

Publikationen vor, beispielsweise der Leitfaden WRRL - Fachbeitrag zur 

Wasserrahmenrichtlinie bei Straßenbauvorhaben in Rheinland-Pfalz des 

LBM Rheinland-Pfalz (2019) vor. Es kann also davon ausgegangen 

werden, dass dies der fachliche Standard für die Überprüfung des 

Verschlechterungsverbotes ist. 

Beim stofflichen Nachweis wird zunächst über die an der Einleitungsstelle 

angeschlossene versiegelte Fläche und übliche stoffliche Abtragsfrachten 

die Menge der von der Straße abgespülten Schmutzstoffe bestimmt. Dann 

erfolgt in einer Mischungsrechnung im Gewässer eine Abschätzung, wie 

sich die Einleitung nach einer Regenwasserbehandlung auf das Gewässer 

auswirkt. Dabei muss die Ausgangsbelastung im Gewässer berücksichtigt 

werden. 

Mit dem Nachweis kann somit geprüft werden, ob eine 

Regenwasserbehandlung mit Sedimentationsanlagen im Sinne der WRRL 

ausreichend ist, oder ob Filtrationsanlagen eingesetzt werden müssen. 

Auch kann mit einer Nachweisführung eine Bewertung erfolgen, wie sich 

die Restfracht aus einer Regenwasserbehandlungsanlage auf das 

Gewässer auswirkt26. 

Dass eine derartige Prüfung vorgenommen wurde, ist nicht erkennbar. 

Vielmehr wird verbal-argumentativ auf die geringen Einleitungsmengen und 

die RAS-Ew verwiesen: 

Das anfallende Straßenoberflächenwasser wird aufgenommen und über 

Mulden, Rinnen, Gräben, Kanäle und Querdurchlässe in die Vorfluter 

eingeleitet. Das Entwässerungskonzept entspricht den Vorgaben der Ras-

Ew. Unter Berücksichtigung der verhältnismäßig geringen 

Einleitungsmengen im Verhältnis zum gegebenen Mittelwasserabfluss der 

Vorfluter (s. o.) und der effektiven Filterung des Straßenoberflächen-

wassers in der belebten Bodenzone des Straßenkörpers ist davon 

auszugehen, dass keine messbare, technisch nachweisbare Erhöhung der 

Stoffkonzentrationen durch das Vorhaben erfolgt, die eine 

Verschlechterung bzw. weitere Verschlechterung des ökologischen und 

chemischen Zustands bzw. des ökologischen Potenzials bedingt. 

Diese Aussage widerspricht den heutigen, oben dargelegten Kenntnissen. 

Sie ist daher nicht geeignet, eine mögliche Verschlechterung des 

 

26 vgl. Kasting, U. (2022): Anforderungen an Fachbeiträge zur Wasserrahmenrichtlinie im 

Straßenbau. Vortrag im Rahmen der Landschaftstagung 2022 (FGSV 002/134). 

https://verlag.fgsv-

datenbanken.de/media/upload/tagungsbaende/FGSV_002_134/FGSV_002_134-5.pdf 

 

https://verlag.fgsv-datenbanken.de/media/upload/tagungsbaende/FGSV_002_134/FGSV_002_134-5.pdf
https://verlag.fgsv-datenbanken.de/media/upload/tagungsbaende/FGSV_002_134/FGSV_002_134-5.pdf
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chemischen Zustandes der betroffenen Gewässer auszuschließen, 

insbesondere weil ja keine Versickerung sondern eine Einleitung der 

Straßenabwässer in die Gewässer vorgesehen ist. 

Dies ist auch insofern von Bedeutung, als das Maßnahmenprogramm zur 

Umsetzung der WRRL (Programm-Maßnahmen Planungseinheiten-

Steckbriefe) den Straßenbaulastträger verpflichtet, die derzeit offenbar 

defizitäre Entwässerungssituation in Bezug auf die Schadstoffbelastung zu 

verbessern. Der Handlungsbedarf ergibt sich u.a. aus dem nur mäßigen 

Zustand der biologischen Qualitätskomponenten Makrozoobenthos, (in 

Bezug auf den Parameter Allgemeine Degradation, der u.a. Einflüsse von 

Schadstoffeinträgen und hydraulischer Belastung anzeigt), und dem 

unbefriedigenden Zustand der Makrophyten und Fische.  

Dies wird im Fachbeitrag WRRL schon deshalb nicht betrachtet, weil hier 

der veraltete Bewirtschaftungsplan zugrunde gelegt wird (vgl. Abb. unten 

Monitoringzyklus 2 und 3 rechte Tabelle), indem noch eine günstigere 

Bewertung von Makrozoobenthos und Makrophyten erfolgt war als im 

derzeit gültigen (vgl. Abb. unten Monitoringzyklus 4 linke Tabelle) 
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Die bestehenden Defizite werden zu einem erheblichen Teil auf die 

Straßenentwässerung zurückgeführt; vgl. Steckbriefe der 

Planungseinheiten in den nordrhein-westfälischen Anteilen von Rhein, 

Weser, Ems und Maas, Bewirtschaftungszeitraum 2022-2027, 

Oberflächengewässer und Grundwasser Teileinzugsgebiet Ems/Ems NRW 

S. 105:  

Den größten Anteil an den Maßnahmen zur Abwasserbeseitigung haben in 

der PE_EMS_1300 der Neubau und die Anpassung von Anlagen zur 

Ableitung, Behandlung und zum Rückhalt des Niederschlagswassers von 

Straßen.  

Eine entsprechende Maßnahme wurde im Maßnahmenprogramm 2022-

2027 für den Axtbach neu festgelegt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der WRRL-Fachbeitrag geht lediglich für den Ruthenbach auf die geplante 

Maßnahme ein und stellt fest: 

Die formulierten Maßnahmen beziehen sich einerseits auf die 

Reduzierung von Stoffeinträgen aus Kläranlagen und 

Entwässerungsanlagen. Für Straßenbauvorhaben sind insbesondere 

die Maßnahmen 10b und 11a relevant, welche die Anpassung und 

Optimierung von Anlagen zur Ableitung, Behandlung und zum 

Rückhalt von Misch- und Niederschlagswasser vorsehen. 
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Die vorgesehene Entwässerung im Rahmen des Vorhabens entspricht 

den Vorgaben der Ras-Ew und somit den im Maßnahmenprogramm 

festgelegten Maßnahmen, sodass das Vorhaben dem Ziel der o. g. 

Maßnahme nicht entgegensteht. 

Da – wie oben ausgeführt – die Vorgaben der RAS-Ew nicht geeignet sind, 

eine Nicht-Verschlechterung des Gewässers sicherzustellen, entspricht die 

vorgesehene Entwässerung keineswegs dem Maßnahmenprogramm, 

sondern kann im Gegenteil zu einer weiteren Belastung führen. 

Chlorid 

Durch den betriebsbedingten Eintrag von Tausalzen kommt es zu einer 

Veränderung der Chlorid-Konzentration in Oberflächen- und 

Grundwasserkörpern. In Oberflächengewässern können erhöhte Chlorid-

Konzentrationen die Gewässerflora schädigen und die strukturellen 

Parameter in Lebensraumtypen verändern. Die Gewässerfauna kann 

beeinträchtigt werden, indem bei Kiemenatmern die Ionen- und 

Osmoregulation gestört wird und allgemein Stress, Verhaltensstörungen, 

Wachstumshemmungen und verringerte Reproduktion ausgelöst werden 

(Hürlimann 2011). Da Chlorid im Wasser gelöst vorliegt, kommt es hier 

weder zu einem Absetzen in Beckenanlagen noch zu einer Filterung in der 

belebten Bodenzone. Die Chlorid-Konzentration wird nur durch 

Verdünnung verringert. 

Die Prognose der Chlorideinleitung erfolgt im FB-WRRL anhand der Ri 

Tausala. Hier sind statt dessen die Hinweise des Merkblattes zur 

Berücksichtigung der Wasserrahmenrichtlinie in der Straßenplanung (M 

WRRL) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

(FGSV) aus dem Jahr 2021 zu verwenden.  

Um bewerten zu können, ob die Einleitung von mit Streusalz belastetem 

Straßenoberflächenwasser in die Gewässer eine Verschlechterung des 

Zustandes hinsichtlich der allgemeinen physikalisch-chemischen QK 

bedingt, erfolgt ebenfalls eine gewässerbezogene Prognoseberechnung 

der zu erwartenden Jahresdurchschnitt-Konzentrationen (chronische 

Belastung) nach einer Berechnungsmaske im Rahmen der Ri-Tausala 

(StraßenNRW 2016). Die Ergebnisse für die einzelnen 

Entwässerungsabschnitte sind Anlage 1 dieser Unterlage zu entnehmen. 

Leider liegt die Anlage 1 nicht vor, so dass die Prognoserechnung nicht 

nachvollzogen werden kann. 

Im Hinblick auf das Verschlechterungsverbot ist hier der Nachweis zu 

führen, dass die Spitzenbelastungen nicht so hoch sind, dass die Gewäs-

serbiozönosen beeinträchtigt werden. Besonders empfindlich gegenüber 

Salzeinträgen sind dabei Algen und Makrophyten. Wirbellose sind 

tendenziell zwar weniger empfindlich als aquatische Pflanzen, aber auch 

hier gibt es durchaus sehr empfindliche Arten. Eine vergleichsweise hohe 

Sensitivität weisen auch Amphibien auf. Problematisch sind dabei zum 
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einen hohe kontinuierliche Salzbelastungen (erhöhte Jahresmittelwerte), 

aber auch kurzfristige Spitzenbelastungen, die nur wenige Tage andauern.  

Eine Beschreibung und Bewertung der Chloridbelastung anhand eines 

Jahresmittelwerts, wie es beispielsweise die Oberflächengewässerver-

ordnung vorsieht, reicht daher nicht aus, um den Schutz der 

Oberflächengewässer zu gewährleisten. Es ist eine getrennte Betrachtung 

von akuter und chronischer Belastung erforderlich. 

Einen Vorschlag für ein entsprechendes Vorgehen kann einer 

Veröffentlichung aus Österreich entnommen werden27: 

Der WRRL-Fachbeitrag beschäftig sich zwar mit der Frage der akuten 

Belastung, geht aber ohne weitere Begründung davon aus, dass aufgrund 

des gedrosselten Abflusses und der somit verzögerten Einleitung des mit 

Chlorid belasteten Wassers akute, lokal beschränkte Belastungen in den 

Wintermonaten nicht zu einer Verschlechterung der biotischen Bestandteile 

der Vorfluter führen. Eine fachliche mit Prognosewerten unterlegte und an 

den Richtwerten orientierte Bewertung der akuten Belastung fehlt. 

Fachlich überholt ist auch der angeführte Richtwert von 200mg/l für eine 

chronische Belastung mit Chlorid.  

Das von der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) in Auftrag 

gegebene „Projekt O 3.12 des Länderfinanzierungsprogramms „Wasser, 

Boden und Abfall“ 2012“ und die entsprechenden Nachfolgeprojekte 

untersuchen die „Korrelationen zwischen biologischen 

Qualitätskomponenten und allgemeinen chemischen und physikalisch-

chemischen Parametern in Fließgewässern“28. Im Rahmen dieser Projekte 

wurden die biologischen Qualitätskomponenten hinsichtlich ihrer 

Empfindlichkeit gegenüber verschiedenen Parametern untersucht 

(Temperatur, Chlorid u.a.). Dabei wurde in Bezug auf das 

Makrozoobenthos für einzelne Arten untersucht, bei welchen 

Chloridkonzentrationen diese auftreten. Aus den 

Untersuchungsergebnissen wurden dann für die verschiedenen 

 

27 Bundeministerium für land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (Hrsg.) (2014): 

Chlorid - Auswirkungen auf die aquatische Flora und Fauna, mit besonderer Berücksichtigung 

der vier biologischen Qualitätselemente gemäß EU-WRRL; Wien  

28 umweltbuero essen & chromgruen (2014): Korrelationen zwischen biologischen 

Qualitätskomponenten und allgemeinen chemischen und physikalisch-chemischen Parametern 

in Fließgewässern; im Auftrag der LAWA; Projekt O 3.12 des Länderfinanzierungsprogramms 

„Wasser, Boden und Abfall“ 2012 
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Gewässertypen Schwellenwerte abgeleitet. Auch für die anderen 

biologischen Qualitätskomponenten wurden Schwellenwerte ermittelt:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für den hier vorliegenden Gewässertyp 14 liegt der Schwellenwert guter / 

mäßiger Zustand in Bezug auf Fische bei 62 mg/l und ist damit bereits im 

Ist-Zustand überschritten. Eine weitere Erhöhung der Belastung ist 

geeignet, die erforderliche Verbesserung in Bezug auf die Fischfauna, 

deren Zustand als unbefriedigend beschrieben wird, zu gefährden. 

In Bezug auf das Makrozoobenthos zeigt sich, dass in karbonatischen 

Gewässern bereits unter 100 mg / l ein erheblicher Schwund 

chloridsensibler Arten einsetzt:  
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Auch andere Studien belegen, dass Schädigungen und Beeinträchtigungen 

von Organismen und somit eine Verschlechterung des Zustandes 

hinsichtlich der biologischen Komponenten auch unterhalb von 50 mg/l 

auftreten können.  

Für NRW hat das Büro für Hydrobiologie 2010 im Auftrag des 

Landesamtes für Umwelt und Verbraucherschutz eine Untersuchung zur 

Ableitung ökologisch begründeter Schwellenwerte bezüglich der 

auftretenden Chloridbelastung durchgeführt29. In dieser Untersuchung 

wurde eine Einteilung der Gewässerfauna in salztolerante und salzsensitive 

Taxa vorgenommen. Insgesamt wurden 1.060 Taxa untersucht, die nach 

steigender Salztoleranz geordnet wurden. Eintags- und Steinfliegenlarven, 

aber auch die Gammariden kommen in den beiden ersten Klassen bis 50 

ml Cl/l in der größten Häufigkeit vor. In der Haloklasse 1 und 2 sind 

insgesamt 31 Taxa vertreten, diese entsprechen 5 % der untersuchten 

Taxa. Nimmt man die Haloklasse 3 (bis 100 ml Cl/l Gesamtkonzentration 

von 67,82 mg/l Chlorid für den Axtbach prognostiziert. Das bedeutet, dass 

17 % aller Taxa beeinträchtigt bzw. ausfallen werden. 

Würde man Belastungen von bis zu 200 mg Cl/l (vgl. OGEwV) zulassen, 

wären nur 46,2 % der Taxa davon nicht betroffen, sodass 54 % der Taxa 

ausfallen würden (vgl. RegioConsul: Kurzstellungnahme zum Fachbeitrag 

Wasserrahmenrichtlinie und zum Erläuterungsbericht Wassertechnik. 

Dezember 2024) 

Verbesserungsgebot 

Nordrhein-Westfalen hat für seine Wasserkörper eine Vollplanung 

vorgelegt, die alle Programmmaßnahmen enthält, die nach dem jetzigen 

Kenntnisstand erforderlich sind, um die Ziele zu erreichen. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass aufgrund der großen Anzahl an Maßnahmen und der 

weiteren Rahmenbedingungen voraussichtlich nicht alle Maßnahmen bis 

2027 ergriffen werden können. Dies wird in Kapitel 5 des 

Bewirtschaftungsplans ausführlich erläutert. 

Es ist sicherzustellen, dass alle vorgesehenen Maßnahmen 

uneingeschränkt umgesetzt werden können und nicht durch das 

Straßenbauprojekt eingeschränkt werden.  

Im Hinblick auf das Verbesserungsgebot wird lediglich auf die Programm-

Maßnahmen der Planungseinheiten-Steckbriefe verwiesen und die 

(unbelegte) Prognose abgegeben, dass sich die Situation bezüglich der 

landwirtschaftlichen Stoffeinträge durch die vorgesehenen 

Kompensationsmaßnahmen verbessern wird. Leider wird der Punkt, der in 

Bezug auf das geplante Straßenbauvorhaben von Relevanz ist, nicht weiter 

berücksichtigt. Dies ist die bereits oben genannte defizitäre 

Entwässerungssituation. Hier wäre nachzuweisen, dass zusätzliche 

Abwassereinleitungen den Erfolg der im Maßnahmenprogramm 

 

29 Vgl. HBIOS (2010): Ableitung ökologisch begründeter Schwellenwerte für Chloridgehaltes und 

Abschätzung des Einflusses der Gewässerstruktur auf das Makrozoobenthos in NRW, im 

Auftrag des Landesamtes für Umwelt und Verbraucherschutz 
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vorgesehenen Sanierung der Entwässerungssituation nicht wieder 

zunichtemachen. 

Außerdem wird die Verlegung des Axtbaches positiv bewertet; die 

Maßnahme entspreche dem Maßnahmenprogramm. Diese kurze 

Pauschalbewertung, die ohne Kenntnis der konkreten Ausgestaltung der 

Gewässerverlegung getroffen wird, ist nicht ausreichend. Die 

vorgesehenen Maßnahmen zur Habitatverbesserung, ergeben sich aus der 

Maßnahmenübersicht nach §74 LWG NRW30. Die Maßnahmenübersichten 

(im vorherigen Maßnahmenprogramm: Umsetzungsfahrpläne) stellen eine 

Konkretisierung des Maßnahmenprogramms dar. Für den Axtbach ist im 

fraglichen Bereich die Verwirklichung eines Strahlursprungs 

(Gerinneaufweitung, Entwicklung auentypischer Biotope im Umfeld, 

Einbringen von Totholz, Entwicklung der Ufervegetation, Umbau von 

Durchlässen, ggf. Sohlanhebung, Entfernen standortfremder Gehölze) 

vorgesehen.  

Insbesondere die LAWA Programm-Maßnahme74 Maßnahmen zur 

Auenentwicklung und zur Verbesserung von Habitaten in der Aue, mit z.B. 

Reaktivierung der Primäraue (u.a. durch Wiederherstellung einer 

natürlichen Sohllage) eigendynamische Entwicklung einer Sekundäraue, 

Anlage einer Sekundäraue (u.a. durch Absenkung von Flussufern), 

Entwicklung und Erhalt von Altstrukturen bzw. Altwassern in der Aue, 

Extensivierung der Auennutzung benötigt viel Platz, weshalb hierfür ein 

Freihalten der Auen von Bebauung und Infrastrukturmaßnahmen 

besonders wichtig ist. 

Eine nur eingeschränkte Verwirklichung der Strahlursprünge könnte die 

Gesamtkonzeption der Maßnahmenplanung zur Erreichung des guten 

Zustandes / guten Potentials beeinträchtigen.  

Weitere Mängel des Fachbeitrags sind: 

• Unter Bezug auf ein Urteil des BVerwG zur Elbvertiefung von 2017 

wird angegeben, dass als Bezugspunkt der 

Verschlechterungsprüfung der jeweilige gesamte Wasserkörper 

anzunehmen sei. „Daraus folgt, dass lokale negative 

Veränderungen der Qualitätskomponenten keine Verschlechterung 

darstellen, wenn sie sich auf Ebene des Wasserkörpers nicht 

zustandsklassenverschlechternd für die biologischen 

Qualitätskomponenten auswirken.“  

Diese Auffassung ist nicht richtig: Auch lokale UQN-

Überschreitungen sind maßgeblich. 

• Im Fachbeitrag wird auf das Portal „FischInfo“ des LANUV (2021) 

Bezug genommen. An der Befischungsstelle ems-04-31 südwestlich 

von Herzebrock sind oberhalb des Vorhabenbereiches bei der 

letzten Befischung vom 06.05.2019 die Arten Döbel, Dreistachliger 

 

30 https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-5/dezernat-

54/massnahmenuebersichten 

 

https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-5/dezernat-54/massnahmenuebersichten
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/wir-ueber-uns/organisationsstruktur/abteilung-5/dezernat-54/massnahmenuebersichten
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Stichling, Gründling und Schmerle nachgewiesen worden. Die 

Angaben sind älter als fünf Jahre und damit veraltet. 

• Auf S. 29 des Fachbeitrags wird angegeben, dass keine 

Trinkwassergewinnung stattfindet. Dies übersieht, dass es 

zahlreiche Eigentümer von Höfen gibt, die eigene Brunnen nutzen. 

• In Tabelle 16: Programmmaßnahmen und Fristen: OFWK 

„Ruthenbach“ (DE_NRW_31312_0) und 18 Programmmaßnahmen 

und Fristen: GWK „Niederung der Oberen Ems 

(Beelen/Harsewinkel)“ (3_07) werden Maßnahmen und der 

Zeitpunkt der Umsetzung angegeben. Aber es fehlen Angaben 

dazu, welche der Maßnahmen bislang realisiert wurden bzw. wie die 

Nichterfüllung beurteilt wird.  

• Die Angabe, dass die Schadstoffeinträge durch die Filterung durch 

die Bodenpassage auch unter Berücksichtigung der hinsichtlich der 

Vorbelastungen kumulativen Effekte nicht zu nachhaltigen 

Änderungen der Stoffkonzentrationen im Grundwasser führen, wird 

durch nichts belegt. Aufgrund des geringen Flurwasserabstands und 

des zeitweisen sehr hoch anstehenden Grundwassers (vgl. Daten 

der nahegelegenen Grundwassermessstellen), ist diese Aussage 

ohne Belege nicht haltbar. 

• Die temporäre baubedingte Inanspruchnahme von Fließgewässern 

wird als unbedeutend bewertet. Es bleibt aber unklar, welchen 

Zeitrahmen der Begriff „temporär“ umfasst. Im UVP-Bericht wird 

eine Bauzeit von 4-5 Jahren angesetzt. Ob dies realistisch ist, kann 

bezweifelt werden. Deshalb ist von einer erheblich stärkeren 

Belastung während der Bauphase auszugehen mit dem Ergebnis, 

dass auch durch die temporäre Inanspruchnahme der Gewässer 

dauerhafte und nachhaltige Beeinträchtigungen nicht 

ausgeschlossen werden können. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Martin Stenzel 

 

 

Anhang: Flurabstandsdaten 


